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Ratgeber 

Ausbildungsrecht A-Z
 

Hier finden Sie die Antworten auf viele 
Rechtsfragen aus dem Ausbildungsalltag

Abmahnung
 

1. Wann ist eine Abmahnung erforderlich? 
2. Wie oft muss abgemahnt werden? 
3. Wie lange wirkt eine Abmahnung? 
4. Welche Fristen sind bei einer Abmahnung einzuhalten? 
5. Welche Bestandteile muss eine Abmahnung unbedingt enthalten? 
6. Welche Fristen sind bei der Abmahnung einzuhalten? 
7. Wann wird die Abmahnung wirksam? 
8. Kann der Auszubildende gegen eine Abmahnung vorgehen? 
9. Formulierungsbeispiel Abmahnung 



1. Wann ist eine Abmahnung erforderlich? 

Vor Ausspruch einer Kündigung wegen vertragswidrigen Verhaltens (sog. verhaltensbedingte Kündigung) 

· z.B. wegen unentschuldigten Fehlens in der Berufsschule 

· oder mangelnder Bereitschaft zur Eingliederung in die betriebliche Ordnung 

muss der Auszubildende abgemahnt werden. Der Ausbildungsbetrieb muss dem Auszubildenden also in diesen Fällen zuerst die "gelbe Karte" zeigen und ihn damit Gelegenheit gegeben, sein Verhalten zu ändern. 

Nur bei schweren Vertrauensverstößen (z. B. bei Unterschlagung eines größeren Geldbetrages) kann eine Kündigung direkt ohne vorherige Abmahnung ausgesprochen werden. 



2. Wie oft muss abgemahnt werden?
 

Vor Ausspruch einer Kündigung wegen vertragswidrigen Verhaltens muss der Auszubildende grds. zwei einschlägige Abmahnungen erhalten haben, d.h. beide Abmahnungen und die Kündigung müssen sich auf die selbe Art von vertragswidrigem Verhalten beziehen. Ansonsten ist die Kündigung unwirksam. 

	Beispiel für einschlägige Abmahnungen: 

2 unentschuldigte Fehltage in der Berufsschule  
             =  1. Abmahnung 

2 unentschuldigte Fehltage in der ÜBL  
            =  2. Abmahnung 

unentschuldigter Fehltag im Betrieb  
             =    Kündigung 

einschlägig, weil gleichartiges vertragswidriges Verhalten (unentschuldigtes Fehlen)!   
=>   Kündigung wirksam

	Beispiel für nicht einschlägige Abmahnungen: 

Nichtvorlage des Berichtsheftes  
             =  1. Abmahnung 

wiederholt verspätete Vorlage der Arbeitsunfähigkeits-bescheinigung 
             =  2. Abmahnung 

unentschuldigter Fehltag im Betrieb  
             =    Kündigung 

nicht einschlägig, das jeweilige vertragswidrige Verhalten ist verschiedenartig! 
=>   Kündigung unwirksam





3. Wie lange wirkt eine Abmahnung?
 

Die Rechtswirkungen einer Abmahnung sind zeitlich begrenzt. Hat der Auszubildende längere Zeit unbeanstandet seine Pflichten erfüllt, kann die Abmahnung daher gegenstandslos werden.

 

Die Wirkungsdauer der Abmahnung ist abhängig von der Schwere des abgemahnten Vorfalles. Richtlinien, wann die Wirkungen der Abmahnung genau enden, gibt es nicht. Abmahnungen, die länger als ein Jahr zurückliegen, dürften aber in der Regel gegenstandslos geworden sein.

 



4. In welcher Form muss eine Abmahnung erteilt werden?
 

Die Abmahnung ist formfrei, d.h. sie kann grundsätzlich auch mündlich erfolgen. Sie sollte jedoch aus Beweisgründen ausschließlich schriftlich erteilt werden. 



5. Welche Bestandteile muss eine Abmahnung unbedingt enthalten?
 

Eine Abmahnung muss folgende drei Teile unbedingt enthalten: 

	1. Eine genaue Beschreibung des vertragswidrigen Verhaltens, das abgemahnt werden soll. 

Erforderlich sind hierbei Angaben über Zeit (Datum, Uhrzeit), Ort und Art des Vertragsverstoßes. Die Beschreibung muss so detailliert sein, dass kein Zweifel aufkommen kann, welcher Vorgang beanstandet werden soll. 

z.B.: "Sie haben am 15.03. und 27.03.1999 unentschuldigt in der Berufsschule gefehlt."

 
oder "Sie sind am 15.03 und 27.03.1999 erst um 10.30 Uhr bzw. 10.45 Uhr und damit verspätet in der überbetrieblichen Ausbildung erschienen."

Typische Fehler: Schlagwortartige Hinweise wie "Störung des Betriebsfriedens", "untragbares Verhalten" oder "Häufiges Zuspätkommen" genügen nicht. Hierzu sind vielmehr die tatsächlichen Vorfälle genau zu schildern, die diese Vorwürfe rechtfertigen. 


	2. Die Aufforderung an den Auszubildenden, künftig den Pflichten aus dem Ausbildungsvertrag nachzukommen. 

 z.B.: "Wir fordern Sie hiermit nachdrücklich auf, künftig Ihren Pflichten aus dem Ausbildungsverhältnis beanstandungsfrei nachzukommen, insbesondere pünktlich zur überbetrieblichen Ausbildung und zum Berufsschulunterricht zu erscheinen".


	3. Die Androhung weiterer arbeitsrechtlicher Maßnahmen bei erneutem Vertragsverstoß 

z.B.: "Sollten sich diese oder ähnliche Pflichtverletzungen wiederholen, müssen Sie mit der Kündigung Ihres Ausbildungsverhältnisses rechnen."

Typische Fehler: Die Androhung von "arbeitsrechtlichen Konsequenzen" genügt nicht, da zu ungenau. Wirksam ist die Abmahnung nur, wenn in ihr ausdrücklich die Kündigung angedroht wird. Ansonsten handelt es sich bloß um eine Ermahnung. 


 

Fehlt einer der drei Teile, ist die Abmahnung unwirksam, so dass auch eine Kündigung hierauf nicht gestützt werden kann!
 



6. Welche Fristen sind bei einer Abmahnung einzuhalten?
 

Anders als bei der Kündigung gibt es bei der Abmahnung keine einzuhaltende Frist. Wegen der pädagogischen Wirkung und aus Beweisgründen sollte die Abmahnung jedoch in möglichst engem Zusammenhang mit dem Vorfall erfolgen, der Anlass für die Abmahnung ist.

 



7. Wann wird die Abmahnung wirksam?
 

Die Abmahnung wird erst mit Zugang der Abmahnungserklärung beim Auszubildenden wirksam (bzw. beim minderjährigen Auszubildenden: Zugang bei den Eltern). 

  



8. Kann der Auszubildende gegen eine Abmahnung vorgehen?
 

Der Auszubildende kann verlangen und ggf. gerichtlich durchsetzen, dass eine zu Unrecht erfolgte Abmahnung aus der Personalakte entfernt wird.



9. Formulierungsbeispiel Abmahnung 

	  Firmenbriefkopf
	

Ort, Datum


	Abmahnung
Sehr geehrter Herr Mustermann, 

Am 01.07.2004 haben Sie in unserem Betrieb eine Ausbildung zum Metallbauer, Fachrichtung Konstruktionstechnik begonnen. Folgender Sachverhalt veranlasst uns, Ihnen eine Abmahnung auszusprechen: Sie haben am 15.03. und 27.03.2005 unentschuldigt in der Berufsschule gefehlt.

 

Sie haben damit in grober Weise gegen die sich aus § 3 Nr. 2 des Ausbildungsvertrages ergebende Pflicht verstoßen, am Berufsschulunterricht teilzunehmen. Wir können dieses Fehlverhalten nicht unbeanstandet hinnehmen. Wir fordern Sie hiermit eindringlich auf, künftig Ihren Pflichten aus dem Ausbildungsverhältnis beanstandungsfrei nachzukommen.

 

Sollten sich die geschilderten oder ähnliche Pflichtverletzungen wiederholen, müssen Sie mit der Kündigung Ihres Ausbildungsverhältnisses rechnen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Unterschrift Betriebsinhaber 

Ich habe dieses Schreiben am (Datum, Uhrzeit) erhalten 
Unterschrift des Auszubildenden



Arbeitskleidung (allgemein) 

Bei der Arbeitskleidung stellt sich die Frage, ob der Auszubildende oder der Betrieb die Kosten für Anschaffung und Reinigung tragen muss. Dies hängt davon ab, um welche Art von Arbeitskleidung es sich handelt. Zu unterscheiden ist insoweit zwischen Arbeitskleidung (im engeren Sinn), Berufskleidung, Dienstbekleidung und Schutzbekleidung:



1. Arbeitskleidung (im engeren Sinn) 
ist Kleidung, die der Auszubildende zur Schonung seiner eigenen Kleidung bei seiner normalen Arbeit trägt (z.B. Kittel). Gemeint sind hiermit also nicht vorgeschriebene Kleidung, die der Auszubildende aus Praktikabilitätsgründen und aus eigener Entscheidung trägt. 

Sofern nicht anderes tariflich oder betrieblich vereinbart ist, trägt der Auszubildende die Kosten für Anschaffung und Reinigung dieser Kleidung. 



2. Berufskleidung 
ist Kleidung, die für bestimmte Berufe üblich sind (Schornsteinfeger, Konditor). 

Kosten für Anschaffung und Reinigung trägt auch hier der Auszubildende, sofern nicht anderweitige tarifliche oder vertragliche Vereinbarungen bestehen. 

 

3. Dienstkleidung 
ist Kleidung, deren Tragen vom Betrieb aus Gründen eines einheitlichen Erscheinungsbildes seines Personals (Logo etc.) vorgeschrieben wird. 

Sofern nicht anderweitige Regelungen bestehen, trägt die Kosten für Anschaffung und Reinigung der Dienstkleidung gemäß §§ 675, 679 BGB grundsätzlich der Betrieb. Der Auszubildende kann an diesen Kosten beteiligt werden, sofern 

· nicht anderweitige tarifliche oder betriebliche Regelungen bestehen, 

· er die Dienstkleidung auch in der Freizeit sinnvoll tragen kann 

· und die Kostenbelastung im Verhältnis zur Ausbildungsvergütung nicht unverhältnismäßig ist. 

Der Betrieb muss außerdem die Lüftung, Trocknung und Aufbewahrung der Dienstkleidung in den Betriebsräumen ermöglichen (§ 34 ArbStättV) 

 

4. Schutzkleidung 
ist Kleidung, deren Tragen arbeitsschutz- oder hygienerechtlich zwingend vorgeschrieben ist (Schutzhelm, Sicherheitsschuhe usw.) 

Der Betrieb muss hier aufgrund der arbeitsvertraglichen Fürsorgepflicht (§ 618 Abs. 1 BGB) Schutzkleidung zur Verfügung stellen oder die Kosten tragen. Diese Pflicht kann nicht vertraglich aufgehoben werden. 

Vereinbarungen über eine Kostenbeteiligung des Auszubildenden sind jedoch zulässig, wenn dem Auszubildenden eine Verwendung der Schutzbekleidung auch in der Freizeit gestattet  ist und dies für ihn vorteilhaft ist.

Wie die vom Betrieb zu stellende Schutzkleidung beschaffen sein muss, regelt die Verordnung über Sicherheit und Gesundheit bei der Benutzung persönlicher Schutzausrüstungen (PSA-Benutzungsverordnung).
 

Der Betrieb bleibt - sofern nichts anderes geregelt ist - Eigentümer der Schutzbekleidung. Der Auszubildende muss diese daher nach Beendigung des Ausbildungsverhältnisses zurückgeben.
Kommt der Betrieb seinen gesetzlichen oder tariflichen Verpflichtungen zur Stellung von Schutzkleidung nicht nach, kann der Auszubildende seine Arbeitsleistung unter Fortbestand der Vergütungsansprüche so lange zurückhalten, bis der Betrieb entsprechende Schutzkleidung zur Verfügung stellt (§ 273 BGB). 

Arbeitspapiere 


1. Was gehört zu den Arbeitspapieren? 
2. Pflichten des Auszubildenden 
3. Pflichten des Ausbildungsbetriebes 
4. Grundsätzlich Holschuld des Auszubildenden 
5. Was passiert, wenn der Betrieb die Papiere nicht rechtzeitig herausgibt? 


1. Was gehört zu den Arbeitspapieren? 

Zu den Arbeitspapieren gehören alle Unterlagen, die für das Ausbildungsverhältnis von arbeits- oder steuerrechtlicher Bedeutung sind: 

· Lohnsteuerkarte (§ 39 EStG) 

· Gesundheitszeugnis der im Lebensmittelgewerbe Beschäftigten (§ 18 BSeuchG) 

· Gesundheitsbescheinigung Jugendlicher (§ 32 Abs. 1 Nr. 2 JArbSchG) 

· Sozialversicherungsausweis (§ 99 Abs, 1 SGB IV) 

· Ausbildungsvertrag (§ 4 Abs. 3 BBiG) 

· Ausbildungszeugnis (§ 8 BBiG) 

· Arbeitsbescheinigung zur Vorlage beim Arbeitsamt (§ 113 Abs. 5 AFG) 

· Urlaubsbescheinigung (§ 6 Abs. 2 BUrlG) 



2. Pflichten des Auszubildenden
 

Der Auszubildende muss folgende Arbeitspapiere bei Beginn des Ausbildungsverhältnisses beim Betrieb abgeben:

· Lohnsteuerkarte 

· Sozialversicherungsausweis 

Gegebenenfalls außerdem 

· Gesundheitsbescheinigung Jugendlicher 

· Gesundheitszeugnis der im Lebensmittelgewerbe Beschäftigten 

Diese Unterlagen bleiben auch nach Abgabe an den Betrieb Eigentum des Auszubildenden. 



3. Pflichten des Ausbildungsbetriebes
 

Der Ausbildungsbetrieb muss dem Auszubildenden bei Beginn der Ausbildung eine Kopie des Ausbildungsvertrages aushändigen. Die Arbeitspapiere muss der Betrieb im übrigen ordnungsgemäß aufbewahren. Bei Verlust (auch wenn durch Steuerberater verschuldet) muss der Betrieb an der Wiederbeschaffung von Ersatzpapieren mitwirken. 

Die Kosten der Wiederbeschaffung, einschließlich eines etwaigen Verdienstausfalls des Auszubildenden trägt der Betrieb. 

Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses muss der Betrieb die Arbeitspapiere unverzüglich ordnungsgemäß und richtig vervollständigen und an den Auszubildenden herausgeben. Das gilt auch bei laufendem Kündigungsschutzprozess. 

Ein Zurückbehaltungsrecht des Arbeitgebers besteht nicht, da der Auszubildende die Papiere zur Vorlage beim neuen Arbeitgeber oder Arbeitsamt benötigt. 



4. Grundsätzlich Holschuld des Auszubildenden
Die Arbeitspapiere sind grundsätzlich vom Auszubildenden oder einem von ihm Bevollmächtigten im Betrieb abzuholen. Insofern besteht also eine Holschuld des Auszubildenden.

 

Kann der Auszubildende aus persönlichen Gründen (z.B. Krankheit, weit entfernter Wohnsitz) die Arbeitspapiere nicht im Betrieb abholen, muss der Betrieb die Arbeitspapiere dem Auszubildenden zuschicken (Schickschuld des Betriebes). Die Kosten der Versendung trägt der Betrieb.



5. Was passiert, wenn der Betrieb die Papiere nicht rechtzeitig herausgibt?
 

Der Betrieb wird schadenersatzpflichtig, wenn er mit der Herausgabe der Arbeitspapiere in Verzug gerät. Dies ist der Fall, wenn der Betrieb dem am letzten Arbeitstag abholbereiten Auszubildenden die Arbeitspapiere nicht aushändigt. Die Schadenersatzpflicht umfasst den Verdienstausfall, den der Auszubildende erleidet, weil er wegen fehlender Papiere nicht eingestellt wird oder eine begonnene Tätigkeit wieder verliert.

 

Gerät der Betrieb mit der Herausgabe in Verzug, ist er verpflichtet, dem Auszubildenden auf Betriebskosten die Papiere zuzusenden.

Nötigenfalls kann der Auszubildende die Herausgabe der Papiere per einstweiliger Verfügung auch gerichtlich erzwingen. Der Herausgabeanspruch verjährt in 30 Jahren. Das Lehrlingsschiedsgericht ist in diesen Fällen nicht mehr zuständig, das Arbeitsgericht muss vielmehr direkt angerufen werden.

Das Zurückhalten der Arbeitsbescheinigung ist außerdem eine Ordnungswidrigkeit, die mit einem Bußgeld geahndet wird. 

Arbeitszeit 

1. Höchstzulässige Arbeitszeit 
2. Ruhepausen 
3. Was gehört zur Arbeitszeit? 
4. Was gehört nicht zur Arbeitszeit? 
5. Überstunden 




1. Höchstzulässige Arbeitszeit
 

Sofern keine anderweitigen tariflichen Regelungen bestehen, gelten folgende Höchstarbeitszeiten: 

	Jugendliche
	Erwachsene

	§ 8 JArbSchG: 

8 Stunden täglich (mo -fr) 
40 Stunden wöchentlich
	§ 3 Satz 1 ArbZG:  

8 Stunden werktäglich (48 Stunden wöchentlich) 

	
	§ 3 Satz 2 ArbZG:   

bis zu 10 Stunden werktäglich, wenn innerhalb von 6 Monaten oder 24 Wochen im Durchschnitt 8 Stunden werktäglich nicht überschritten werden


Darüber hinaus ist bei Jugendlichen eine Beschäftigung gemäß § 21 JArbSchG nur zulässig, bei

· unaufschiebbaren Arbeiten in Notfällen, 

· wenn keine erwachsenen Beschäftigten zur Verfügung stehen. 

Diese ausnahmsweise Überschreitung der Höchstarbeitszeit ist gem. § 21 Abs. 2 JArbSchG innerhalb der folgenden drei Wochen durch verkürzte Arbeitszeit auszugleichen.


2. Ruhepausen
 

Folgende Ruhepausen, die nicht zur Arbeitszeit zählen sind einzuhalten:

	Jugendliche
	Erwachsene

	§ 11 JArbSchG: 

Arbeitszeit 4,5 - 6 h: 30 min 
Arbeistzeit über 6 h: 60 min 

Als Ruhepause gilt nur eine Arbeitsunterbrechung von mindestens 15 min. 

Nach spätestens 4,5 Stunden muss eine Ruhepause erfolgen.
	§ 4 ArbZG: 

Arbeitszeit 6 - 9 h:   30 Minuten 
Arbeitszeit über 9 h:  45 Minuten 

Die Ruhezeiten können in Abschnitte von je mindestens 15 min aufgeteilt werden. 

Nach spätestens 6 Stunden muss eine Ruhepause erfolgen

	§ 16 JArbSchG: 
nicht an Samstagen (außer Bäcker, Konditoren, Friseure)
	§ 5 ArbZG: 

Nach Beendigung der Arbeitszeit mindestens 11-stündige Ruhezeit bis Arbeitsbeginn

	§ 17 JarbSchG: 
nicht an Sonntagen
	




3. Was gehört zur Arbeitszeit?
 

Die Arbeitszeit wird gerechnet von Beginn bis zum Ende der täglichen Beschäftigung. Die Arbeitszeit beginnt - sofern nichts anderes tariflich vereinbart ist - in dem Zeitpunkt, in dem der Betrieb in der Lage ist, den Auszubildenden einzusetzen. Zur Arbeitszeit gehören auch:

· Fertigmachen des Arbeitsplatzes sowie sonstige Vor- und Abschlussarbeiten, zum Beispiel Material- oder Werkzeugausgabe 

· Ausbildungszeiten in der Überbetrieblichen Ausbildung 

· Berufsschulzeit 

· Der Weg vom Ausbildungsbetrieb zu einem anderen Arbeitsplatz (z.B. bei Baustellen oder Kunden) 

· Beginnt die Arbeit morgens direkt auf Baustellen, auf Montage oder beim Kunden und nicht erst im Betrieb, wird sofern nicht anderweitige tarifliche Regelungen bestehen - die Wegezeit auf die Arbeitszeit angerechnet, soweit sie länger ist als der normale Weg von zu Hause zum Betrieb. 


4. Was gehört nicht zur Arbeitszeit?
 

Nicht zur Arbeitszeit gehören grundsätzlich (sofern nicht anderweitige tarifliche oder vertragliche Regelungen bestehen):

· Fahrten zwischen Wohnung und Ausbildungsbetrieb und zurück 

· Fahrten zwischen Wohnung und Berufschule und zurück 

· Fahrten zwischen Wohnung und überbetrieblicher Unterweisung und zurück 

· Ruhepausen von mindestens 15 Minuten Dauer 

· Waschen- und Umkleiden 

· An- und Ablegen der Sicherheitskleidung 



5. Überstunden
 

Überstunden sind alle Arbeitszeiten, die über die vertraglich vereinbarte oder tariflich festgelegte tägliche Dauer der Ausbildung hinausgehen. 


a) Zulässigkeit von Überstunden 

Eine Pflicht zur Leistung von Überstunden besteht grundsätzlich nur dann, wenn dies einzelvertraglich, im Tarifvertrag oder in einer Betriebsvereinbarung geregelt ist. Unberechtigte Überstundenforderungen kann der Auszubildende zurückweisen, ohne arbeitsrechtliche Folgen fürchten zu müssen. 

Die höchstzulässige Arbeitszeit darf in keinem Fall überschritten werden. Jugendliche können Überstunden leisten, sofern nicht die tägliche oder wöchentliche Arbeitszeit nach Maßgabe der §§ 8 und 21a JArbSchG überschritten wird. 

Bei Notfällen (z.B. Flutkatastrophe) muss jeder Arbeitnehmer (Jugendliche nur, sofern erwachsene Arbeitnehmer nicht ausreichen) Überstunden leisten (arbeitsvertragliche Treuepflicht). 

b) Vergütung von Überstunden
 

Überstunden sind gemäß § 17 Abs. 3 BBiG besonders zu vergüten oder durch entsprechende Freizeit auszugleichen. Einen Überstundenzuschlag sieht Abs. 3 nicht vor. Das Wort "besonders" ist nur so zu verstehen, dass die Überstunden gesondert, d.h. zusätzlich zur normalen Vergütung zu vergüten sind. Sofern nicht in dem jeweiligen (Mantel-)Tarifvertrag Mehrarbeitszuschläge geregelt sind, ist daher für die Überstunden der normale Stundensatz zu zahlen.

Der Ausbildungsbetrieb kann gemäß § 17 Abs. 3 BBiG wählen, ob er die Überstunden vergüten oder durch Freizeitgewährung ausgleichen will. Auch unzulässige Überstunden sind zu vergüten.

c) Sonstige Pflichten des Ausbildungsbetriebes
 

Gem. § 16 Abs. 2 i.V.m. § 3 Satz 1 ArbZG muss der Ausbildungsbetrieb die über die tägliche Arbeitszeit von 8 Stunden hinausgehende Arbeitszeit aufzeichnen und die Aufzeichnungen zwei Jahre verwahren. Verstöße hiergegen können mit Bußgeld von bis zu 15.000,- Euro geahndet werden (§ 22 Abs. 1 Nr. 9 ArbZG).

Arztbesuch/Behördengänge 

Grundsätzlich ist der Auszubildende - vorbehaltlich anderer tariflicher Regelungen - verpflichtet, Arzttermine außerhalb der Ausbildungszeit zu legen. Er muss daher bei der Terminvereinbarung mit der Arztpraxis auf seine Ausbildungszeit hinweisen und auf einen Termin außerhalb dieser Zeit dringen. Ansonsten kann der Betrieb dem Auszubildenden den Arztbesuch verweigern.


Etwas anderes gilt nur dann, wenn der Arztbesuch zwingend während der Ausbildungszeit stattfinden muss, weil

· eine besondere Dringlichkeit für die Behandlung besteht 

· oder der Auszubildende erfolglos versucht hat, den Arzttermin auf eine Zeit außerhalb der Ausbildungszeit zu verlegen. 

In diesen Fällen ist der Auszubildende berechtigt, den Arzt auch während der Ausbildungszeit aufzusuchen. Verweigert der Betrieb den Arztbesuch und geht der Auszubildende trotzdem hin, darf der Betrieb ihn deshalb nicht abmahnen oder kündigen. Für die Zeit des Arztbesuches ist die Ausbildungsvergütung gem. § 616 Abs. 1 BGB fortzuzahlen, soweit nicht andere tarifliche oder betriebliche Regelungen bestehen.


Das gleiche gilt - soweit nicht anderweitige tarifliche Regelungen bestehen - für dringende, in der Freizeit nicht erfüllbare persönliche oder berufliche Angelegenheiten:

· Behördengänge 
· Führerscheinprüfung 
· eigene Hochzeit 
· Geburt eines eigenen Kindes 
· Tod der Geschwister, Eltern, des Ehegatten 
· Pflege plötzlich und schwer erkrankter naher Angehöriger 
Für Schwangere gelten Sonderregelungen: Der Ausbildungsbetrieb muss die schwangere Auszubildende für die Durchführung der Untersuchungen im Rahmen der Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung bei Schwangerschaft und Mutterschaft freistellen. Die Vergütung ist für den Freistellungszeitraum fortzuzahlen (§ 16 MuSchG).

Aufhebungsvertrag

 

Das Ausbildungsverhältnis kann jederzeit in beiderseitigem Einvernehmen durch einen Aufhebungsvertrag beendet werden. 

 

Vor Abschluss eines Aufhebungsvertrages sollte jedoch stets erwogen werden, ob das Ausbildungsverhältnis nicht durch die Einschaltung Dritter (Eltern, Berufsschullehrer, Ausbildungsberater der Kammer, Lehrlingswart der Innung) gerettet werden kann.

 

Erst wenn alle Vermittlungsmöglichkeiten erfolglos ausgeschöpft sind, sollte ein Vertrag zur Aufhebung des Ausbildungsverhältnisses geschlossen werden.
 

1. Welche Wirkung hat ein Aufhebungsvertrag? 
2. Wann kann das Berufsausbildungsverhältnis durch einen Aufhebungsvertrag beendet werden? 
3. Welche Form muss ein Aufhebungsvertrag haben? 
4. Worüber ist der Auszubildende bei Abschluss eines Aufhebungsvertrages aufzuklären? 
5. Steht im Abschluss eines Ausbildungsvertrages der besondere Kündigungsschutz (z. B. bei  Schwangeren, Schwerbehinderten, Wehrdienst- u. Zivildienstleistenden) entgegen? 
6. Muss der Betriebsrat bei einem Aufhebungsvertrag angehört werden? 
7. Wie ist die Kammer zu informieren? 
8. Aufhebungsvertragsmuster

 

 

1. Welche Wirkung hat ein Aufhebungsvertrag?
 

Durch einen Aufhebungsvertrag wird das Berufsausbildungsverhältnis beendet. Zu welchem Zeitpunkt das Ausbildungsverhältnis enden soll, kann im Vertrag frei vereinbart werden. 

 



2. Wann kann das Berufsausbildungsverhältnis durch einen Aufhebungsvertrag beendet werden?
 

Ein Berufsausbildungsverhältnis kann jederzeit, d. h. auch in den Fällen, in denen eine Kündigung unzulässig wäre, zwischen Auszubildendem und Betrieb einvernehmlich durch einen Aufhebungsvertrag beendet werden. 

 



3. Welche Form muss ein Aufhebungsvertrag haben?
 

Ein Aufhebungsvertrag muss stets schriftlich geschlossen werden (§§ 10 BBiG, 623 BGB).

 

Achtung: Bei minderjährigen Auszubildenden bedarf ein Aufhebungsvertrag der schriftlichen Genehmigung der gesetzlichen Vertreter (Unterschrift der Eltern) §§ 107, 108 BGB. In diesen Fällen ist der Aufhebungsvertrag, also vom Auszubildenden und den Eltern zu unterschreiben. Die Unterschrift nur eines Elternteils genügt nicht, da nur beide Elternteile zusammen gesetzlich vertretungsberechtigt sind (Ausnahme: Das Sorgerecht ist nur einem Elternteil zuerkannt worden). 

 



4. Worüber ist der Auszubildende bei Abschluss eines Aufhebungsvertrages aufzuklären?
 

Um zu verhindern, dass der Aufhebungsvertrag eventuell wegen fehlender Aufklärung des Auszubildenden angefochten werden kann, sollte der Betrieb den Auszubildenden darüber aufklären (und sich die Aufklärung schriftlich bestätigen lassen), 

1. welche Bedeutung einem Aufhebungsvertrag zukommt (beendet Ausbildungsverhältnis), 

2. dass der Auszubildende nicht verpflichtet werden kann, einen Aufhebungsvertrag 

3. dass der Auszubildende mit Unterzeichnung des Aushebungsvertrages Gefahr läuft von der Arbeitsagentur gemäß § 144 SGB III eine dreimonatige Sperre bzgl. seines Anspruches auf Arbeitslosengeld zu erhalten 



5. Steht im Abschluss eines Ausbildungsvertrages der besondere Kündigungsschutz (z. B. bei Schwangeren, Schwerbehinderten, Wehrdienst- u. Zivildienstleistenden) entgegen?
 

Nein, die Beendigung des Ausbildungsverhältnisses durch den Aufhebungsvertrag im beiderseitigen Einvernehmen ist auch dann zulässig, wenn eine Kündigung wegen besonderen Kündigungsschutzregeln (z. B. § 9 Mutterschutzgesetz, §§ 15, 21 Schwerbehindertengesetz, § 2 Arbeitsplatzschutzgesetz, § 78 Zivildienstgesetz) unwirksam wäre. Voraussetzung ist aber, dass der Auszubildende darüber aufgeklärt wird, dass eine Kündigung wegen den besonderen Kündigungsschutzvorschriften nicht möglich wäre. 

 



6. Muss der Betriebsrat bei einem Aufhebungsvertrag angehört werden?
 

Nein. 



7. Wie ist die Kammer zu informieren?
 

Der Aufhebungsvertrag ist eine wesentliche Änderung des Ausbildungsvertrages gem. § 30 Abs. 1 HwO) und ist daher der Lehrlingsrolle (über die zuständige Innung) in Kopie unverzüglich nach Abschluss zuzusenden. 



8. Aufhebungsvertragsmuster:
Muster

Aufhebung eines Ausbildungsvertrages im gegenseitigen Einvernehmen
Herr/ Frau _______________________________________________________________________________
Auszubildender (Name, Vorname, Anschrift)

und

Herr/ Frau _______________________________________________________________________________

Ausbilder (Name, Vorname, Anschrift)

sind sich darüber einig, dass das Ausbildungsverhältnis gem. Berufsausbildungsvertrag vom ___________

mit Ablauf des ________________ im gegenseitigen Einvernehmen beendet wird. 

Die Vertragsparteien erklären, dass sie diesen Aufhebungsvertrag sorgfältig durchgelesen und nach reiflicher Überlegung freiwillig unterzeichnet haben.

Aus dem Ausbildungsverhältnis und seiner Beendigung bestehen seitens der Vertragsparteien keine weiteren gegenseitigen Forderungen.

_____________________________________

Ort, Datum

___________________________________
_____________________________________

Unterschrift 
Unterschrift 

Ausbilder
Lehrling

____________________________________

Unterschrift 

Erziehungsberechtigter

Bitte beachten:

Hat der Lehrling das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet, muss der Erziehungsberechtigte ebenfalls zustimmen und unterzeichnen. Eine Kopie des Aufhebungsvertrages ist unverzüglich der zuständigen Stelle (Kammer, Kreishandwerkerschaft etc. ) zuzuschicken.
Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) 

Die ausbildungsbegleitenden Hilfen (abH) sind für Jugendliche gedacht, deren Ausbildung aufgrund von schulischen und sprachlichen Defiziten oder auch Problemen im sozialen Umfeld gefährdet ist. 

Wer kann an abH teilnehmen?

· Alle Auszubildenden, denen insbesondere der Unterricht in der Berufsschule (Theorie) Schwierigkeiten bereitet: 

· Lernbeeinträchtigte Auszubildende 

· Sozial benachteiligte Auszubildende 

· Auszubildende mit Sprachschwierigkeiten 

Was kann abH leisten?
abH ist ein Programm der Arbeitsämter. Darum sagt Ihnen auch die Berufsberatung Ihrer Arbeitsagentur, wo in Ihrer Nähe ausbildungsbegleitende Hilfen angeboten werden. 

Durch Stützunterricht und sozialpädagogische Begleitung: 

· Verbesserung der fachtheoretischen und fachpraktischen Kenntnisse sowie des Allgemeinwissens 

· Abbau von Sprachdefiziten 

· Vermittlung von Lerntechniken ("Das Lernen lernen") 

· Vermittlung von Schlüsselqualifikationen 

· Vermeidung von Ausbildungsabbrüchen 

· Training des Sozialverhaltens/Entwicklung der Persönlichkeit 

· Vorbereitung auf die Gesellen-/Abschlussprüfung 

Wer trägt die Kosten der abH? 
Die Kosten der abH trägt das Arbeitsamt. Wird der Auszubildende vom Betrieb für abH freigestellt, kann dem Betrieb die entsprechende Ausbildungsvergütung vom Arbeitsamt anteilig ersetzt werden.

 

Wie wird abH durchgeführt? 
abH erfolgt in Kleingruppen (ca. 5 Teilnehmer) und dauert zwischen 3 und 8 Stunden wöchentlich. Der Unterricht wird von Fachlehrern bzw. Sozialpädagogen erteilt. Für jeden Auszubildenden wird ein individueller Förderplan in Abstimmung mit dem Ausbildungsbetrieb erstellt, anhand dessen die Lernschritte und Lernerfolge verfolgt werden können. 

Wo muss die abH beantragt werden?
Über die Teilnahme an abH entscheidet die Berufsberatung Ihrer Arbeitsagentur. Gefördert werden nur solche Auszubildende, bei denen Verlauf oder Abschluss der Ausbildung gefährdet sind oder ein Abbruch der Ausbildung droht. Erforderlich ist die schriftliche Einverständniserklärung des Ausbildungsbetriebes, dem keine Kosten entstehen. 

Für welche Dauer wird abH bewilligt?
Bewilligt wird abH in der Regel für ein Jahr und muss dann jeweils neu beantragt werden. Insgesamt kann der Auszubildende abH von Ausbildungsbeginn bis Ausbildungsende in Anspruch nehmen, wenn die Voraussetzungen hierfür vorliegen. 

Ausbildungsberechtigung
  

Auszubildende einstellen darf nur, wer persönlich geeignet ist. Wer ausbilden will, muss darüber hinaus auch fachlich geeignet sein (§ 30 BBiG bzw. § 22 Abs. 1 HwO) oder einen geeigneten Ausbilder beschäftigen. Außerdem muss die Ausbildungsstätte von Art und Einrichtung her für die Ausbildung geeignet sein.

 

Persönliche Eignung
 

Gesetzlich geregelt ist nur, wann die persönliche Eignung entfällt (§ 29 BBiG bzw. § 22a HwO). Danach ist persönlich insbesondere nicht geeignet, wer

· Kinder und Jugendliche nicht beschäftigen darf 

(z. B. weil er wegen massiver Verstöße gegen das JArbSchG oder wegen sexueller Handlungen an Auszubildenden verurteilt ist)

· oder wiederholt oder schwer gegen das Berufsbildungsgesetz oder die aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften verstoßen hat. 

(z. B. monatelange Beschäftigung von Lehrlingen mit ausbildungsfremden Tätigkeiten)

 

 

 

Fachliche Eignung
 

Die fachliche Eignung hängt von der Einordnung des jeweiligen Ausbildungsberufes ab:

Kurzübersicht

Zulassungspflichtige Handwerke (Anlage A HwO) -
22b Abs. 2 HwO

Der "Ausbilder" bringt folgende Voraussetzungen in dem zulassungspflichtigen Handwerk in dem ausgebildet werden soll, oder in einem mit diesem verwandten Handwerk mit:

	
	berufliche Qualifikation
	Berufs- und Arbeitspädagogik
	Konsequenz

	a)
	Meisterprüfung
	durch Teil IV der MP abgedeckt
	kann ausbilden

	b)
	Ingenieurprüfung

oder

Abschluss einer technischen Hochschule

oder

Abschluss an einer staatlichen oder

staatlich anerkannten Fachschule für

Technik und für Gestaltung (jeweils
in einem
einschlägigen Schwerpunkt)
	durch Teil IV der MP

oder durch
Ablegung
der
Ausbilder‑

Eignungsprüfung nachgewiesen
	kann ausbilden

	c)
	wie in b) aufgeführt
	keine
entsprechende
Prüfung
	Zuerkennung
der

fachlichen

Eignung
durch

die Handwerks-kammer erforderlich 

	
	
	abgelegt
	


	 d)
	Gesellenprüfung im Ausbildungsberuf

oder verwandten Beruf, 6 Jahre Gesellen- praxis, davon 4 in leitender Stellung (Altgeselle)
	durch Teil IV der MP

oder durch Ablegung
der Ausbilder‑Eignungsprüfung nachgewiesen
	kann ausbilden

	
	+
Ausübungsberechtigung
	
	

	e)
	wie in d) aufgeführt


	keine
entsprechende
Prüfung
	Zuerkennung
der

fachlichen Eig-nung durch die Handwerkskammer

	
	
	abgelegt


	

	f)
	Ausübungsberechtigung

oder

Ausnahmebewilligung


	durch Teil IV der MP

oder durch

Ablegung
der
Ausbilder‑

Eignungsprüfung nachgewiesen
	kann ausbilden

	g)
	wie in d) aufgeführt
	keine
entsprechende
Prüfung
	Zuerkennung
der

fachlichen Eig-nung durch die Handwerkskammer

erforderlich

	
	
	abgelegt
	

	h)
	keine der oben genannten Voraussetzungen ist erfüllt
	Zuerkennung
der

fachlichen Eig-nung durch die Handwerkskammer

erforderlich


Zulassungsfreie Handwerke (Anlage BI HwO)/

handwerksähnliche Gewerbe (Anlage B2 HwO)/

"BBiG-Berufe" (§ 22b Abs. 3 HwO, 30 BBiG)
Der "Ausbilder" bringt folgende Voraussetzungen in dem Beruf in dem ausgebildet werden soll mit:

	
	berufliche Qualifikation
	Berufs- und Arbeitspädagogik
	Konsequenz

	a)
	einschlägige Meisterprüfung
	durch Teil IV der MP abgedeckt
	kann ausbilden

	b)
	bestandene
Gesellen-
bzw.

Abschlussprüfung
in
einer

dem
Ausbildungsberuf

entsprechenden Fachrichtung

und

angemessene
Zeit
der

Berufspraxis
	berufs-
und
arbeits-pädagogische

Kenntnisse
müssen
vorhanden
sein,

Nachweis durch Prüfung bis 31.07.2008

nicht erforderlich
	kann ausbilden

	c)
	Ingenieurprüfung

oder

Abschluss
einer technischen

Hochschule

oder

Abschluss an einer staatlichen

oder staatlich anerkannten

Fachschule für Technik und

für Gestaltung (jeweils in einem

einschlägigen Schwerpunkt)

und
angemessene
Zeit
der

Berufspraxis
	
	kann ausbilden

	d)
	andere anerkannte Prüfung

und

angemessene Berufspraxis
	
	kann ausbilden

	e)
	keine der oben genannten Voraussetzungen ist erfüllt
	Zuerkennung
der

fachlichen
Eignung

durch die Handwerks-kammer erforderlich


Ausbildungsmittel 

Ausbildungsmittel
 

1. Was sind Ausbildungsmittel? 
2. Welche Pflichten hat der Betrieb hinsichtlich der Ausbildungsmittel? 
3. Für welchen Zeitraum gilt diese Pflicht? 
4. Gilt dies auch für die Lernmittel für den Berufsschulunterricht? 




1. Was sind Ausbildungsmittel? 

Ausbildungsmittel sind: 

· Werkzeug 

· Werkstoffe 

· Berichtsheft 

· alles, was ansonsten für die ordnungsgemäße Ausbildung erforderlich ist 


2. Welche Pflichten hat der Betrieb hinsichtlich der Ausbildungsmittel ?

Gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 3 BBiG ist der Ausbildungsbetrieb verpflichtet, dem Auszubildenden die für die Ausbildung erforderlichen Ausbildungsmittel kostenlos zur Verfügung zu stellen. 



3. Für welchen Zeitraum gilt diese Pflicht? 

Diese Pflicht gilt grds. nur für die Dauer der Ausbildung. Bei Prüfungen ist der Betrieb auch dann noch zur kostenlosen Zurverfügungstellung verpflichtet, wenn die Prüfung erst nach Ende der Ausbildungszeit stattfindet.

 

Der Ausbildungsbetrieb ist außerdem verpflichtet, die Prüfungsmaterialien zum Prüfungsort zu transportieren und wieder abzuholen oder für den Transport zu sorgen. Die Transportkosten trägt der Ausbildungsbetrieb. 

Ausnahme: Dies gilt nicht, wenn das Ausbildungsverhältnis bereits bei Zulassung zur Prüfung beendet war, sei es durch wirksame Kündigung oder einvernehmlich. 



4. Gilt dies auch für die Lernmittel für den Berufsschulunterricht?

Die für den Berufsschulunterricht erforderlichen Lernmittel muss der Betrieb dagegen nicht zur Verfügung stellen bzw. zahlen.

Ausbildungsverordnung 

In den anerkannten Ausbildungsberufen darf nur nach der bundeseinheitlichen Ausbildungsordnung für den jeweiligen Beruf ausgebildet werden (§ 25 HwO). 

Die Ausbildungsordnung regelt verbindlich: 

· die Ausbildungsdauer 

· die zu vermittelnden Fertigkeiten und Kenntnisse (Ausbildungsinhalt) 

· den zeitlichen Ablauf der Ausbildung (Ausbildungsrahmenplan) 

· die Prüfungsanforderungen 

Der Ausbildungsbetrieb ist verpflichtet, dem Auszubildenden die Ausbildungsordnung vor Beginn der Ausbildung kostenlos auszuhändigen (§ 2 Nr. 3 des Ausbildungsvertrages). Der Betrieb erhält die Ausbildungsverordnung u.a. bei der Innung.


Ausbildungsvergütung

Der Ausbildungsbetrieb muss dem Auszubildenden eine angemessene Vergütung zahlen, die mindestens jährlich ansteigen muss (§ 17 BBiG).  


Die Vergütung für den laufenden Kalendermonat ist spätestens am letzten Arbeitstag dieses Monats zu zahlen (§ 18 BBiG). 


1. Wonach richtet sich die Höhe des Ausbildungsvergütung? 

2. Vergütung von Überstunden 

3. Ausbildungsvergütung bei Verkürzung der Ausbildungszeit

4. Ausbildungsvergütung bei Verlängerung der Ausbildungszeit

5. Anspruch auf schriftliche Lohnabrechnung 

6. Sachbezüge 


1. Wonach richtet sich die Höhe des Ausbildungsvergütung?
 

Besteht Tarifgebundenheit (Betrieb ist Mitglied im Arbeitgeberverband / Innung und Lehrling ist Gewerkschaftsmitglied oder allgemein verbindlicher Tarifvertrag) so ist die tarifliche Ausbildungsvergütung zu zahlen.

 

Fällt ein Ausbildungsbetrieb in den Anwendungsbereich mehrerer Tarifverträge (sog. Mischbetrieb) ist der Tarifvertrag maßgeblich, der der überwiegenden Arbeitszeit der Arbeitnehmer entspricht. (Bundesarbeitsgericht  5.9.1990, BB 91, 344).

 

Sofern keine Tarifregelung vorliegt, ist zu empfehlen, sich an einer branchenverwandten Vergütung zu orientieren oder sich an vergleichbare Tarife anzulehnen. 

 

Ändert sich die tarifliche Regelung bzw. die Verbandsempfehlung nach Abschluss des Ausbildungsvertrages, gelten damit die geänderten Vergütungssätze und nicht mehr die im Vertrag aufgeführten Sätze.

 

	Beispiel:     Im Ausbildungsvertrag wird vereinbart: 

Der Ausbildende zahlt dem Lehrling eine angemessene Vergütung (§5), sie beträgt zur Zeit monatlich brutto: 
EUR   350,-     im 1. Ausbildungsjahr. 
EUR   400,-     im 2. Ausbildungsjahr 
EUR   450,-     im 3. Ausbildungsjahr 

Der Ausbildungsvertrag wird am 01.08.2006 abgeschlossen. Am 01.01.2007 ändert sich die tarifliche Ausbildungsvergütung wie folgt: 

       1. Ausbildungsjahr: 375,- EUR 
       2. Ausbildungsjahr: 425,- EUR 
       3. Ausbildungsjahr: 475,- EUR 

Der Auszubildende hat damit ab 01.01.2007 Anspruch auf Vergütung entsprechend der geänderten tariflichen Regelung. 


 

Wie hoch die aktuelle Ausbildungsvergütung in Ihrem Ausbildungsberuf derzeit ist, können Sie im Mitglieder-Info-Zentrum unter www.handwerks.org im Bereich "Arbeits- und Tarifverträge" nachlesen.



2. Vergütung von Überstunden 

Der Ausbildungsbetrieb muss eine über die vereinbarte Ausbildungszeit hinausgehende Beschäftigung gesondert vergüten oder durch entsprechende Freizeit ausgleichen (§ 17 Abs. 3 BBiG) Dies gilt auch dann, wenn die Mehrbeschäftigung gegen gesetzliche oder tarifliche Regelung verstößt. Der Ausbildungsbetrieb kann zwischen Vergütung und Freizeitausgleich wählen.

 

Die Höhe der Überstundenvergütung ergibt sich aus dem einschlägigen Tarifvertrag oder aus einzelvertraglichen Regelungen (unter Punkt G des Ausbildungsvertrages). Besteht keine solche Regelung, ist eine Überstundenbezahlung auch dann noch rechtens, wenn sie nur in Höhe des normalen Stundensatzes, d.h. ohne besonderen Zuschlag erfolgt. 

	Beispiel: 

Regelmäßige Ausbildungszeit ist im einschlägigen Tarifvertrag auf 7,5 Stunden begrenzt.  

Der erwachsene Auszubildender wird am 25.10.2005 neun Stunden betrieblich ausgebildet. 

Ergebnis: 1,5 Stunden sind als Überstunden gesondert zu bezahlen (vgl. LAG Düsseldorf, EzB § 10 Abs. 3 BBiG Nr. 1). 



Ausnahme: Keine Überstundenvergütung, wenn Ausbildungszeit in zulässiger Weise vor- oder nachgeholt wird, da insoweit keine "Überstunden" vorliegen. 



3. Ausbildungsvergütung bei Verkürzung der Ausbildungszeit 

Wird die Ausbildungszeit gem. § 8 Abs. 1 BBiG verkürzt, hat der Auszubildenden nicht entsprechend früher Anspruch auf die Ausbildungsvergütung des 2. bzw. 3. Ausbildungsjahres. 

	Beispiele: 

(1) Ausbildungsbeginn 01.08.2003. Auszubildender verkürzt Ausbildungszeit aufgrund Abitur um 1 Jahr.  

Er hat dennoch erst am 01.08.2004 Anspruch auf die Ausbildungsvergütung des 2. Ausbildungsjahres. 

(2) Ausbildungsbeginn 01.08.2003 Auszubildender verkürzt am 01.02.2005 nachträglich die Ausbildungszeit wegen guter Leistung um 1/2 Jahr.  

Er hat dennoch erst am 01.08.2005 Anspruch auf die Vergütung des 3. Ausbildungsjahres 




4. Ausbildungsvergütung bei Verlängerung der Ausbildungszeit
Der Auszubildende hat für den Verlängerungszeitraum Anspruch auf Ausbildungsvergütung in der zuletzt gewährten Höhe.

 

	Beispiel: 

Ausbildungszeit verlängert sich wegen nicht bestandener Prüfung um 1 Jahr. Auszubildender erhält weiterhin Vergütung des letzten Ausbildungsjahres. 




5. Anspruch auf schriftliche Lohnabrechnung/ Verdienstbescheinigung

Der Auszubildende hat gemäß §§ 108, 6 Abs. 2 GewO Anspruch auf eine schriftliche Abrechnung der Ausbildungsvergütung. Der Auszubildende soll die Richtigkeit der Vergütungsberechnung überprüfen können und sehen, wie sich der Nettobetrag errechnet. 

 

Die Abrechnung muss daher mindestens Angaben über 

· Abrechnungszeitraum  

· und Zusammensetzung des Arbeitsentgelts 

enthalten. 

 

Hinsichtlich der Zusammensetzung sind insbesondere Angaben über 

· Art und Höhe der Zuschläge,  

· Zulagen,  

· sonstige Vergütungen, 

· Art und Höhe der Abzüge,  

· Abschlagszahlungen  

· sowie Vorschüsse 

erforderlich.  

 

Die Abzüge sind sämtlich einzeln aufgelistet anzugeben: 

· Lohnsteuer 

· Kirchensteuer 

· Solidaritätszuschlag 

· AN-Anteil an Arbeitslosen-/Kranken- und Rentenversicherung 

· sonstige 

Die Verpflichtung zur Abrechnung besteht zunächst im ersten Ausbildungsmonat, danach jeweils dann, wenn sich die Angaben gegenüber der letzten ordnungsgemäßen Abrechnung geändert haben (§ 108 Abs. 2 GewO), etwa wenn sich die Ausbildungsvergütung oder die Höhe der Lohnsteuer ändert oder Urlaubs- oder Weihnachtsgeld hinzukommt.

 

Da sich die Vergütung jedenfalls mit Beginn des 1., 2.,3. und ggf. 4. Ausbildungsjahres ändert, muss der Auszubildende also wenigstens im 1. Ausbildungsmonat des 1., 2. und 3. (ggf. auch 4.) Ausbildungsjahres eine schriftliche Lohnabrechnung erhalten. Zusätzliche Abrechnungen sind erforderlich, wenn sich die monatliche Vergütung aufgrund z.B. von Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld oder Überstundenvergütung ändert.

 

Im letzteren Fall muss dann auch im Folgemonat, in dem wieder die normale Vergütung ohne Urlaubsgeld gezahlt wird, eine Abrechnung gegenüber dem Auszubildenden erfolgen. Hier reicht aber der Hinweis "Ab Dezember wie bisher (Bezugnahme auf die vorletzte Abrechnung)".

 

Außerdem kann der Auszubildende jederzeit eine Verdienstbescheinigung vom Arbeitgeber verlangen, z. B. um einen Dispo-Kredit beantragen zu können. Dies ist eine ausbildungsvertragliche Nebenpflicht des Ausbildungsbetriebes. 



6. Sachbezüge
 

Sachleistungen, die der Betrieb dem Auszubildenden gewährt, können gem. § 17 Abs. 2 BBiG in Höhe der nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch festgesetzten Sachbezugswerte auf die Ausbildungsvergütung angerechnet werden, jedoch nicht über 50 % der Bruttovergütung hinaus (§ 5 Nr. 3 Ausbildungsvertrag).

 

Die Sachbezugswerte betragen danach zur Zeit für Verpflegung 210,00 EUR, für Unterkunft 204,00 EUR.

 

	Beispiel: 

Der Lehrling erhält vom Arbeitgeber täglich kostenlos Verpflegung. Dieses kann als Sachleistung mit 210,00 Euro monatlich angerechnet werden, d.h. um diesen Betrag könnte der Arbeitgeber die Ausbildungsvergütung mindern. 


 

Kann der Auszubildende aus berechtigtem Grund die Sachleistung nicht annehmen (Urlaub, Krankheit), ist ihm für diese Tage der Sachbezugswert anteilig auszuzahlen.

 

	Beispiel: 
Der Lehrling ist zwei Wochen krank, kann also während dieser Zeit die kostenlose Verpflegung des Arbeitgebers nicht wahrnehmen.  

Hat der Arbeitgeber die Verpflegung als Sachleistung mit 210,00 Euro auf die Ausbildungsvergütung angerechnet, müsste er dem Lehrling 105,00 (= die Hälfte) auszahlen. 


Berichtsheft / Ausbildungsnachweis
Der Ausbildungsbetrieb muss seinem Auszubildendem die Berichtshefte kostenlos zur Verfügung stellen (§ 14 Abs. 1 Nr. 3 BBiG). Berichtshefte sind bei der Innung erhältlich. 

Jeder Auszubildende muss während der gesamten Ausbildungszeit regelmäßig, mindestens wöchentlich ein Berichtsheft stichwortartig zu führen. Das gilt für 

· die praktische Ausbildung im Betrieb,  

· bei der überbetrieblichen Ausbildung im Bildungszentrum 

· sowie für den Unterricht in der Berufsschule. 

Der Ausbildungsbetrieb muss dem Auszubildenden während der Ausbildungszeit Gelegenheit zur Berichtsheftsführung geben. Der Ausbildungsbetrieb ist verpflichtet, den Auszubildenden zur Führung des Berichtsheftes anzuhalten und es regelmäßig, mindestens monatlich durchzusehen. 

Unvollständige bzw. fehlende Ausbildungsnachweise können eine Nichtzulassung zur Gesellenprüfung zur Folge haben (§ 36 Abs. 1 Nr. 2 HwO). Das Berichtsheft dient bei Streitfällen über die Ordnungsgemäßheit der Ausbildung außerdem als Nachweis über die tatsächlich erfolgte Ausbildung. 

Bei der Führung des Berichtsheftes beschreibt der Lehrling mit kurzen berufsspezifischen Formulierungen die täglich ausgeführten Arbeiten und Lehrinhalte. 

Erforderlich sind kurze Angaben 

· der ausgeübten Tätigkeit 

· des eingesetzten Werkstoffes 

· der eingesetzten Maschinen und Hilfsmittel (Prüfzeuge) 

· ob Tätigkeit selbständig ausgeübt wurde 

	Beispiel:
	nicht:
	"Fräsen"

	
	sondern:
	"Fräsen eines Zahnrades aus Resitex an der Universal-Fräsmaschine mit Hilfe eines Teilkopfes"


Berufsschule 

Der Berufsschulunterricht ist zentraler Bestandteil der Berufsausbildung im Handwerk - schließlich wird hier das für jede Berufspraxis unerlässliche theoretische Wissen vermittelt. Grundlage des Berufsschulunterrichts sind die landeseinheitlichen Rahmenlehrpläne, die mit dem jeweiligen Fachverband  auf die Ausbildungsordnung abgestimmt werden.

 

Ausbildungsbetrieb und Berufsschule sind Partner im dualen System, die den Ausbildungserfolg nur gemeinsam - im arbeitsteiligen Zusammenwirken - leisten können. 

Wir empfehlen Ihnen daher, - in Zusammenarbeit mit Ihrer Innung/ Kreishandwerkerschaft - den intensiven Kontakt mit der Berufsschule/dem Berufskolleg zu suchen.

1. Wer ist berufsschulpflichtig? 
2. Welche Berufsschule ist zuständig? 
3. Freistellungsverpflichtung des Ausbildungsbetriebes 
4. Verstoß gegen Freistellungspflicht 
5. Erledigung von Hausaufgaben 
6. Anrechnung der Berufsschulzeit auf die betriebliche Ausbildungszeit 
a) bei Jugendlichen 
b) bei Erwachsenen 


1. Wer ist berufsschulpflichtig?
Die Pflicht zum Besuch der Berufsschule beginnt mit dem Ablauf der Pflicht zum Besuch einer aufbauenden Schule (Haupt-, Realschule, Gymnasium, Sonderschule).

Die Berufsschulpflicht dauert drei Jahre. Sie endet mit dem Ablauf des Schuljahres, in dem der Berufsschulpflichtige das 18. Lebensjahr vollendet; auf Antrag können volljährige Berufsschulpflichtige für das zweite Schulhalbjahr beurlaubt werden. Darüber hinaus kann die Berufsschule freiwillig mit den Rechten und Pflichten eines Berufsschulpflichtigen bis zum Ende des Schuljahres besucht werden, in dem das 20. Lebensjahr vollendet wird.

Auszubildende, die vor Beendigung der Berufsschulpflicht ein Berufsausbildungsverhältnis beginnen oder eine Stufenausbildung fortsetzen, sind bis zum Abschluss der Ausbildung berufsschulpflichtig. Beträgt die Ausbildungszeit weniger als drei Jahre, dauert die Berufsschulpflicht mindestens zwei Schuljahre, sofern nach der Stundentafel das Bildungsziel einer Berufsschule von drei Jahren Dauer erreicht wird. Wer nach Beendigung der Berufsschulpflicht ein Berufsausbildungs- oder Umschulungsverhältnis beginnt oder die Stufenausbildung fortsetzt, kann die Berufsschule bis zum Abschluss mit den Rechten und Pflichten eines Berufsschulpflichtigen besuchen.

Wird vor Beendigung der Berufsschulpflicht ein neues Berufsausbildungsverhältnis begonnen oder eine Stufenausbildung fortgesetzt, kann die Schule bereits abgeleisteten Besuch der Berufsschule teilweise oder ganz auf die Berufsschulpflicht anrechnen.



2. Welche Berufsschule ist zuständig?
Die Berufsschulpflicht wird durch den Besuch derjenigen Berufsschule erfüllt, in deren Schulbezirk der Ausbildungs- oder Beschäftigungsort, bei Berufsschulpflichtigen ohne Berufsausbildungs- oder Beschäftigungsverhältnis sowie bei im Ausland beschäftigten Berufsschulpflichtigen der Wohnort liegt.

Die Schule kann, wenn wichtige Gründe in der Person des Berufsschulpflichtigen vorliegen, den Besuch einer anderen als der zuständigen Berufsschule gestatten.

Die Schulaufsichtsbehörde kann aus Gründen einer im öffentlichen Interesse liegenden Verbesserung der inneren oder äußeren Schulverhältnisse, zur fachgerechten Ausbildung der Berufsschüler oder aus anderen wichtigen Gründen die Schüler eines Berufsfeldes, einer Berufsgruppe oder eines Einzelberufs oder einzelne Schüler ganz oder für einzelne Unterrichtsfächer einer anderen als der örtlich zuständigen Berufsschule oder einer Bundesfachklasse zuweisen. Wenn sich die Maßnahme auf die Bezirke von mehreren oberen Schulaufsichtsbehörden erstreckt, ist für die Zuweisung die Schulaufsichtsbehörde zuständig, in deren Bezirk die zunächst zuständige Berufsschule liegt. Die Schulaufsichtsbehörde hat sich vor der Zuweisung mit den beteiligten Schulträgern und nach dem Berufsbildungsgesetz für die Berufsbildung der Auszubildenden zuständigen Stellen ins Benehmen zu setzen, soweit es sich nicht um die Zuweisung einzelner Schüler handelt.

Ihre Innung/Kreishandwerkerschaft oder die Ausbildungsberater der Kammer nennen Ihnen gern die Adresse der zuständigen Berufsschule, bei der Sie Ihren Auszubildenden unmittelbar nach Abschluss des Ausbildungsvertrages anmelden müssen. 



3. Freistellungsverpflichtung des Ausbildungsbetriebes
 

Der Ausbildungsbetrieb ist verpflichtet, seinen schulpflichtigen Auszubildenden für den Berufsschulunterricht anzuhalten und freizustellen (§ 15 BBiG). Freistellen bedeutet, dass der Ausbildungsbetrieb den Auszubildenden während dieser Zeit nicht beschäftigen darf.

 

Vor einem vor 9 Uhr beginnenden Unterricht darf der Auszubildende -egal, ob minderjährig oder erwachsen - nicht im Ausbildungsbetrieb beschäftigt werden (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 JArbSchG).

 

Auch wenn die Erledigung im Betrieb anfallender Arbeiten noch so dringlich sein mag - der Ausbildungsbetrieb hat grundsätzlich keinen Rechtsanspruch darauf, eine Beurlaubung seines Auszubildenden von der Berufsschule zu erreichen. 



4. Verstoß gegen Freistellungspflicht
 

Stellt der Ausbildungsbetrieb den Auszubildenden nicht gem. § 15 BBiG für den Besuch des Berufsschulunterrichtes frei, verstößt er gleich mehrfach gegen gesetzliche und vertragliche Vorschriften. 

Folgende Sanktionen drohen: 

	Ordnungswidrigkeit gem. 
§ 102 Abs. 1 Nr. 4 BBiG
	Geldbuße bis  5.000,- Euro 

	Ordnungswidrigkeit gem. 
§ 126 Abs. 1 Nr. 2
	Geldbuße bis 5.000,- Euro 

	Verletzung des Ausbildungsvertrages 
durch den Ausbildungsbetrieb
	Ggf. Schadensersatzanspruch 
des Auszubildenden 

	Bei Jugendlichen zusätzlich: 
Ordnungswidrigkeit / Straftat gem. 
§ 58 Abs. 5 Nr. 6 JArbSchG
	Geldbuße bis 15.000,- Euro oder Geldstrafe 

(bei Vorsatz) 


 

Im Wiederholungsfall kann dem Ausbildungsbetrieb außerdem die Ausbildungsbefugnis entzogen werden (§ 24 HwO).

 

Der Auszubildende, der entgegen der betrieblichen Verpflichtung nicht für den Besuch der Berufsschule freigestellt wird, ist dennoch berechtigt, "eigenmächtig" am Unterricht teilzunehmen. Der Ausbildungsbetrieb ist nicht berechtigt, ihn deshalb abzumahnen, zu kündigen oder hierfür einen Tag Urlaub abzuziehen. 



5. Erledigung von Hausaufgaben
 

Der Auszubildende hat keinen Anspruch darauf, für die Erledigung von Hausaufgaben freigestellt zu werden. Hausaufgaben hat der Auszubildende grundsätzlich. außerhalb der Ausbildungszeit zu fertigen. 



6. Anrechnung der Berufsschulzeit auf die betriebliche Ausbildungszeit
 

a) Anrechnung bei Jugendlichen
 

Wie der Berufsschulunterricht bei Jugendlichen auf die betriebliche Ausbildungszeit anzurechnen ist, ist gesetzlich geregelt (§ 9 Abs. 2 JArbSchG): 

Ein Berufsschultag pro Woche mit mehr als 5 Unterrichtsstunden (=US) à 45 min wird mit 8 Zeitstunden angerechnet - an diesem Tag darf der Jugendliche im Betrieb nicht mehr beschäftigt werden. 

 

Ein zweiter Berufsschultag in der Woche wird mit der tatsächlichen Unterrichtszeit plus Pausen ohne Wegzeiten angerechnet. Sind in einer Woche zwei Berufsschultage mit jeweils mehr als 5 US, ist der Jugendliche also verpflichtet, an einem der beiden Tage wieder in den Betrieb zurückzukehren - an welchem der beiden Tage, bestimmt der Ausbildungsbetrieb. 

 

Blockunterricht von planmäßig mindestens 25 Unterrichtsstunden à 45 min ist mit 40 Zeitstunden anzurechnen, d.h. in dieser Woche ist keine Beschäftigung im Betrieb mehr zulässig. 

b) Anrechnung bei Erwachsenen
 

Für erwachsene Auszubildende fehlt eine gesetzliche  Anrechnungsregelung. Das Bundesarbeitsgericht hat aber Anfang 2001 entschieden, wie die Anrechnung der Berufsschulzeit zu erfolgen hat (BAG Beschluss vom 23.03.2001). 

 

Das Wichtigste in Kürze: 

	Berufschulunterricht (inkl. Pausen- und Wegezeiten) liegt  innerhalb der betrieblichen Ausbildungszeit: 
	= wird voll auf die (tarifliche) Ausbildungszeit angerechnet. Die (tarifliche) Ausbildungszeit wird also insoweit durch den Berufsschulunterricht ersetzt.

	Berufschulunterricht (inkl. Pausen- und Wegezeiten) liegt  außerhalb der betrieblichen Ausbildungszeit: 
	= wird  nicht angerechnet.*)

	*) Dies kann dazu führen, dass die Ausbildungszeit insgesamt (Berufsschule + betriebliche Ausbildung) größer als die tarifliche Ausbildungszeit ist. Die gesetzliche Höchstarbeitszeit von 48 h darf aber in keinem Fall überschritten werden. 

Beispiel: 

Friseure:
Berufsschultag:                          Montags: 
Betriebsübliche Ausbildungszeit: Dienstags bis Samstags 

Berufsschultag wird nicht auf die tarifliche Ausbildungszeit angerechnet. Liegt der Berufsschultag dagegen z.B. dienstags wird er auf die tarifliche Ausbildungszeit angerechnet.




 

Unzulässig ist es, die betriebliche Ausbildungszeit an Berufsschultagen abweichend von der ansonsten betrieblich üblichen Ausbildungszeit zu regeln.
Eintrag Lehrlingsrolle 

1. Pflicht zur Einreichung des Lehrvertrages 
2. Überprüfung und Eintragung des Ausbildungsvertrages 
3. Eintragungsgebühr 




1. Pflicht zur unverzüglichen Einreichung des Ausbildungsvertrages 

	Der Ausbildungsbetrieb muss den Ausbildungsvertrag 

· unverzüglich nach dessen Abschluss, spätestens jedoch binnen 4 Wochen nach Beginn der Ausbildung  

bei der Handwerkskammer zur Eintragung in die Lehrlingsrolle einreichen. Ohne Eintragung in die Lehrlingsrolle ist eine spätere Zulassung zur Gesellenprüfung nicht möglich (§ 36 Abs. 1 Nr. 3 HwO). 
	Ebenso sind wesentliche Änderungen des Vertragsinhaltes (z. B. Beendigung des Ausbildungsverhältnisses durch Kündigung, Aufhebungsvertrag, Wechsel des Ausbilders) der Kammer unverzüglich mitzuteilen.

Der Verstoß gegen diese Vorschrift ist eine Ordnungswidrigkeit, die mit einer Geldbuße belegte werden kann (§ 118 Abs. 1 Nr. 6 HwO). 

	Solange Ihr Auszubildender nicht von Ihnen bei der Kammer abgemeldet worden ist, gilt er weiter als Ihr Auszubildender, so dass Sie auch die diesbezüglichen Kosten (überbetriebliche Ausbildung/Prüfungsgebühr) weiter tragen müssen.






2. Überprüfung und Eintragung des Ausbildungsvertrages 

	Die Handwerkskammer überprüft die von Verträge vor Eintragung in die Lehrlingsrolle auf ihre Recht- und Gesetzmäßigkeit.
	Verträge, die nicht den gesetzlichen Voraussetzungen entsprechen, können nicht in die Lehrlingsrolle eingetragen werden (vgl. § 29 HwO).


 



3. Eintragungsgebühr 

	Die Eintragung des Ausbildungsvertrages ist kostenlos. Gebühren entstehen erst bei Eintragung im 2. - 6. Monat der Ausbildungszeit (45,00 €) bzw. bei Eintragung ab dem 7. Monat bis zum Ende der Ausbildungszeit (85,00 €).




Fahrtkosten 

1. Welche Fahrtkosten sind zu ersetzen? 

2. In welcher Höhe sind die Fahrtkosten zu ersetzen? 

3. Haftet der Betrieb für Schäden am dienstlich eingesetzten Privat-Pkw des Auszubildenden? 

4. Kann der Betrieb verlangen, dass der Auszubildende mit dem Privat-PKW fährt? 

 



1. Welche Fahrtkosten sind zu ersetzen?
Die Kosten der Fahrten zwischen Wohnung des Auszubildenden und Ausbildungsbetrieb muss der Betrieb nicht zahlen.

 

Der Ausbildungsbetrieb muss seinem Lehrling die Fahrtkosten zur überbetrieblichen Ausbildung (inkl. Verpflegungs- und Übernachtungskosten bei mehrtägigen Kursen) dagegen ersetzen (§§ 15 BBiG, 670 BGB). Anderslautende Vereinbarung sind gemäß § 25 BBiG nichtig, weil sie zu Ungunsten des Auszubildenden von § 12 Abs. 2 S. 1 BBiG abweichen würde (BAG v. 19.6.1988, EzB § 5 BBiG nr. 25).

 

Fahrtkosten zur Berufsschule braucht der Ausbildungsbetrieb dagegen grundsätzlich nicht zu zahlen (LAG München v. 17.1.1990;EzB Nr. 2 zu § 12 Abs. 1 Nr. 2a BBiG). Etwas anderes gilt nur dann, wenn der Betrieb diese Kosten bislang ständig übernommen hat (BAG v. 11.1.1973, BB 1973, 566). 

 

Bei überregionaler Berufsschule (Bezirks-, Landes- oder Bundesfachklassen) kann der Auszubildende über die Berufsschule Landeszuschüsse zu Fahrtkosten, Unterkunft und Verpflegung beantragen. Nähere Informationen erteilt die zuständige Berufsschule.

 

Inwieweit der Betrieb Fahrtkosten zur Baustelle tragen muss, richtet sich nach den einschlägigen Tarifverträgen. 

 

Bzgl. der Fahrtkosten bei Prüfungen gilt folgendes: 

Fahrtkosten im Zusammenhang mit der Zwischenprüfung sind vom Betrieb zu erstatten, da die Zwischenprüfung eine Ausbildungsveranstaltung (verpflichtende Lernstandskontrolle) ist. Fahrtkosten im Zusammenhang mit der Gesellen-/Abschlussprüfung muss der Ausbildungsbetrieb dagegen nicht zahlen, da diese Prüfung keine Ausbildungsveranstaltung ist (BAG v. 14.12.1983, EzB § 31 HwO nr. 1). 

 



 2. In welcher Höhe sind die Fahrtkosten zu ersetzen?
 

Der Auszubildende kann bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel die tatsächlich entstandenen Kosten der Fahrkarten (2. Klasse) erstattet verlangen. Benutzt er dagegen für die Fahrten zur ÜBL oder zum Kunden/Baustelle seinen privaten PKW, sind mangels weiterer Absprache nur die tatsächlich aufgewandten Benzinkosten zu erstatten. Eine Verpflichtung des Arbeitgebers, die steuerlich anerkannte Kilometerpauschale zu erstatten, besteht grundsätzlich nicht, es sei denn, der Betrieb zahlt diese regelmäßig seinen Arbeitnehmern (Gleichbehandlungsgrundsatz) oder es besteht eine bestimmte branchenübliche Pauschale (§ 612 Abs. 2 BGB).

 

Da nur die tatsächlich entstandenen Kosten zu ersetzen sind, kann der Lehrling nicht Ersatz in Höhe der Kosten für öffentliche Verkehrsmittel verlangen, wenn er für die Fahrt tatsächlich seinen Privat-Pkw benutzt hat. Besitzt der Lehrling eine Bahncard, sind bei Fahrten mit der Bahn nur die ermäßigten Fahrtkosten ersatzfähig.

 

	Ausnahme: 
	Im Baugewerbe gilt § 7 Nr. 4.6 des allgemein verbindlichen Bundesrahmentarifvertrags, wonach der Auszubildende - gleichgültig, wie er den Weg zurücklegt - Anspruch auf Zahlung des Preises für die Bahnfahrt 2. Klasse hat. 






 3. Haftet der Betrieb für Schäden am dienstlich eingesetzten Privat-Pkw des Auszubildenden?
 

Ja. Der Ausbildungsbetrieb muss dem Auszubildenden die am Privat-Pkw des Auszubildenden entstandenen Unfallschäden dann ersetzen, wenn das Fahrzeug mit Billigung des Betriebes ohne besondere Vergütung im Betätigungsbereich des Arbeitgebers (Fahrt zur ÜLU, Kunde, Baustelle) eingesetzt wurde.

 

Soweit diese Schäden nicht anderweitig (Versicherung) ersetzt werden (u.a. Rückstufung der Haftpflichtversicherung), sind sie dem Auszubildenden vom Arbeitgeber zu ersetzen (BAG 14.12.95, ArbuR 96,147). Zu ersetzen ist neben den reinen Unfallschäden grundsätzlich auch der Nutzungsausfall (BAG 7.9.95, NZA 96,32). Ein Mitverschulden des Auszubildenden an der Unfallentstehung mindert gem. § 254 BGB den Ersatzanspruch des Auszubildenden entsprechend.

 

Der Arbeitgeber muss auch zahlen, wenn der Privat-Pkw zwischen zwei Fahrten für den Betrieb während des Parkens von nicht ermittelbaren Dritten beschädigt wird (BAG 14.12.95, NJW 96,1301).

 

Zahlt der Betrieb dem Auszubildenden dagegen üblicherweise die steuerrechtlich anerkannte Kilometerpauschale, haftet er, sofern nichts anderes vereinbart ist, grundsätzlich nicht für die Unfallschäden, da in dieser Pauschale die Kosten der Kfz-Vollkaskoversicherung enthalten sind. 

 



 4. Kann der Betrieb verlangen, dass der Auszubildende mit dem Privat-PKW fährt? 

 

Der Ausbildungsbetrieb kann vom Auszubildenden nur dann den Einsatz von dessen Privat-PKW für dienstliche Zwecke verlangen, wenn eine entsprechende Vereinbarung im Ausbildungsvertrag besteht. 

 



Freistellung 

 

Berufsschulunterricht und überbetriebliche Ausbildung sind verbindlicher Bestandteil einer Berufsausbildung im Handwerk. Der Ausbildungsbetrieb muss den Auszubildenden daher gemäß § 15 BBiG zum Besuch der Berufsschule und der vorgeschriebenen Kurse der überbetrieblichen Ausbildung (ÜBL) sowie für die Prüfungen freistellen.

 

Freistellen heißt, dass der Ausbildungsbetrieb dem Auszubildenden  die Teilnahme an diesen Maßnahmen ermöglichen muss und ihn während dieser Zeit nicht beschäftigen darf.
 

Für die Zeit der Freistellung ist die Vergütung gem. § 19 Abs. 1 Nr. 1 BBiG fort zu bezahlen. 

 

Wer den Auszubildenden nicht gemäß § 15 BBiG freistellt, handelt gemäß § 102 Abs. 1 Nr. 4 BBiG ordnungswidrig; bei jugendlichen Auszubildenden kann gemäß § 58 Abs. 5 JArbSchG sogar ein Straftatbestand vorliegen.

 

Wird der Auszubildende nicht zur überbetrieblichen Ausbildung freigestellt, können dem Ausbildungsbetrieb die Bruttokosten für den jeweiligen Lehrgang in Rechnung gestellt werden (VG Köln, Urteil vom 27.02.1997 - 1 K 3204/94).
 

Die Nichtfreistellung kann außerdem im Wiederholungsfall zu einer Entziehung der Ausbildungsberechtigung führen (§ 24 HwO). 

Getrennte Toiletten / Sanitärräume

 

Das Argument "Wir haben keine eigene Toilette für Frauen" ist leider immer noch oft zu hören, wenn es um Beschäftigung und Ausbildung von Frauen in gewerblich-technischen Berufen geht. Dabei hat sich die Rechtslage längst (seit 1983!) geändert.  

 

Nach  § 6 Arbeitsstättenverordnung gilt: 

Umkleide-, Wasch- und Toilettenräume sind für Männer und Frauen getrennt einzurichten oder 

es ist eine getrennte Nutzung zu ermöglichen. 

 

Ist die Errichtung eines zweiten Umkleide-, Wasch-, oder Toilettenraumes aus wirtschaftlichen oder baulichen Gründen nicht möglich oder zumutbar, reicht also ein gemeinsamer Raum aus. 

 

Der Betrieb muss dann aber durch organisatorische Maßnahmen die Geschlechtertrennung sicher stellen.

Solche organisatorischen Maßnahmen sind:

· Festlegung unterschiedlicher Benutzungszeiten der Räume für Männer und Frauen 

· Räume sind von innen abschließbar 

· Arbeitgeber sorgt für einwandfreie hygienische Verhältnisse nach der Benutzung durch jedes der beiden Geschlechter 

Kündigung 

1.   Wann kann in der Probezeit gekündigt werden? 
2.   Wann kann nach Ablauf der Probezeit gekündigt werden? 
3.   Kündigung ohne vorausgegangene Abmahnung? 
4.   Welche Form muss die Kündigung haben? 
5.   Wann muss die Kündigung dem Empfänger spätestens zugegangen sein? 
6.   Kann der Auszubildende kündigen, wenn er die Ausbildung aufgeben will? 
7.   Muss der Ausbildungsbetrieb der Kammer die Kündigung mitteilen? 
8.   Was muss der Kündigungsempfänger tun, wenn er gegen die Kündigung vorgehen will? 
9.   Welche Sonderregeln gelten für die Kündigung von Schwangeren und Jugendlichen? 
10. Musterschreiben Kündigung 


1.  Wann kann in der Probezeit gekündigt werden? 

Während der Probezeit kann jede Vertragspartei den Ausbildungsvertrag jederzeit ohne Angaben von Gründen fristlos kündigen (§ 22 Abs. 1 BBiG). Die Kündigung einer Schwangeren ist auch während der Probezeit grds. nicht möglich. 

 

Die Kündigung muss schriftlich erfolgen und dem Vertragspartner vor Ablauf der Probezeit zugegangen sein.  

	Beispiel: 

Probezeit endet am 30.09 um 24 Uhr. Die Kündigung muss daher spätestens am 30.09  zu der Zeit im Briefkasten liegen, um die der Empfänger normalerweise mit Posteingang rechnen muss (d.h. bis 12 Uhr). 



2. Wann kann nach Ablauf der Probezeit gekündigt werden?
 

Nach der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis nur fristlos und bei Vorliegen eines wichtigen Grundes gekündigt werden ( § 22 Abs. 2 Nr. 1 BBiG), da die Erfüllung der Berufsausbildungsaufgabe eine besonders starke Bindung der Vertragsparteien verlangt. 

 

Eine ordentliche Kündigung des Ausbildungsverhältnisses ist nicht möglich, sie kann auch nicht wirksam vertraglich vereinbart werden. 

 

Ein wichtiger Grund ist gegeben, wenn dem Kündigenden 

· die Fortsetzung des Ausbildungsverhältnisses bis zum Ablauf der Ausbildungszeit 

· unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles 

· und unter Abwägung des Interesses beider Vertragsparteien 

nicht länger zuzumuten ist. 

Wichtige Gründe - wobei es jeweils auf den konkreten Einzelfall ankommt -können z.B. sein: 

	Betriebsbedingte Gründe
	Fortgesetztes vertragswidriges Verhalten des Auszubildenden trotz Abmahnung
	Fortgesetztes vertragswidriges Verhalten des Ausbildungsbetriebes trotz Abmahnung

	Stillegung der Ausbildungsstätte 
	Fortgesetztes unentschuldigtes Fehlen in Betrieb, Berufsschule oder überbetrieblicher Ausbildung 
	mangelhafte Ausbildung 

	
	Wiederholtes Zuspätkommen in Betrieb, Berufsschule oder überbetrieblicher Ausbildung 
	Fehlende Ausbildungsberechtigung 

	
	Während der Ausbildungszeit begangene Straftat 
	Erhebliche Verstöße gegen das JArbSchG

	
	ernstzunehmende Gewaltandrohung gegenüber Vorgesetztem / Mitauszubildende 
	

	
	Massive rassistische Beleidigungen von Mitauszubildenden 
	

	
	mangelnde Bereitschaft zur Eingliederung in die betriebliche Ordnung 
	

	
	Eigenmächtiger Urlaubsantritt 
	


 

Je länger das Ausbildungsverhältnis besteht, um so strengere Anforderungen stellen die Arbeitsgerichte an das Vorliegen des wichtigen Grundes. Je näher der Auszubildende an der Gesellenprüfung ist, desto unkündbarer wird er.
 


3. Kündigung ohne vorausgegangene Abmahnung?
 

Vor Ausspruch einer Kündigung wegen vertragswidrigen Verhaltens muss der Auszubildende in der Regel wiederholt abgemahnt werden. Nur bei schweren Vertrauensverstößen (z. B. bei Unterschlagung eines größeren Geldbetrages) kann eine Kündigung direkt ohne vorherige Abmahnung ausgesprochen werden. Bei betriebsbedingten Kündigungen (z. B. wegen Betriebsaufgabe) ist eine Abmahnung überflüssig. 

 


4. Welche Form muss die Kündigung haben?
 

Die Kündigung muss schriftlich und unter Angabe des wichtigen Kündigungsgrundes erfolgen ( § 22 Abs. 3 BBiG). Eine fehlende Begründung kann nicht nachgeschoben werden. 

 

Der wichtige Grund, auf den sich die Kündigung stützt, muss so genau bezeichnet werden, dass der Empfänger eindeutig erkennen kann, um welche konkreten Vorfälle es sich handelt. 

 

Erforderlich sind hierbei Angaben über Zeit (Datum, Uhrzeit), Ort und Art des Vertragsverstoßes. 

	Beispiel: 

"Obwohl Sie bereits am 10.10. und 11.12.1999 wegen unentschuldigter Fehltage in der Berufsschule abgemahnt worden sind, haben sie am 15.03. erneut unentschuldigt in der Berufsschule gefehlt." 


 

Schlagwortartige Hinweise wie "Störung des Betriebsfriedens", "untragbares Verhalten" oder "Häufiges Zuspätkommen" genügen nicht. 

Wird die Schriftform nicht gewahrt oder werden die Kündigungsgründe nicht oder nur unzureichend angegeben, ist die Kündigung nichtig. Eine Nachbesserung oder Nachreichung der Kündigungsgründe ist nicht zulässig. 

 

Gibt es einen Betriebsrat, muss dieser vor Ausspruch der Kündigung angehört werden. Die Gründe für die Kündigung sind dem Betriebsrat mitzuteilen. (§ 102 BetrVG) 

  



5. Wann muss die Kündigung dem Empfänger spätestens zugegangen sein?
 

Entscheidend ist der Zeitpunkt, in dem der Kündigungsberechtigte von dem Ereignis erfährt, das ihn zur Kündigung veranlasst. Von da an hat er maximal zwei Wochen Zeit, um dem Kündigungsempfänger die Kündigung zugehen zu lassen ( § 22 Abs. 4 BBiG). 

 

Geht die Kündigung nach Ablauf der Zweiwochenfrist ab Kenntnis zu, ist sie unwirksam. 

	Beispiel: 

A, der bereits wiederholt wegen unentschuldigter Fehlzeiten abgemahnt worden ist, fehlt am 01. März erneut unentschuldigt. Der Betrieb erhält hiervon erst am 04. März Kenntnis. 

Die Kündigung muß A daher spätestens am 18. März (= 04. März + 14 Tage) zugehen. 



6. Kann der Auszubildende kündigen, wenn er die Ausbildung aufgeben will?
 

Nach der Probezeit kann der Auszubildende das Ausbildungsverhältnis gemäß § 22 Abs. 2 Nr. 2 BBiG mit einer Frist von 4 Wochen kündigen, wenn er 

· die Berufsausbildung insgesamt aufgeben 

· oder eine Ausbildung in einem anderen Beruf machen will. 


Auch diese Kündigung muss schriftlich und unter Angabe des besonderen Kündigungsgrundes (Berufsaufgabe bzw. -wechsel) erfolgen (§ 22 Abs. 3 BBiG). 

Will ein Auszubildender dagegen denselben Beruf weiterlernen und lediglich den Betrieb wechseln, besteht diese besondere Kündigungsmöglichkeit nicht. Hat der Auszubildende den besonderen Kündigungsgrund der Berufsaufgabe bzw. des Berufswechsels nur vorgeschoben, um die gleiche Ausbildung in einem anderen Betrieb machen zu können, kann der alte Ausbildungsbetrieb von ihm Schadensersatz verlangen (§ 23 Abs. 1 BBiG). 

 


7. Muss der Ausbildungsbetrieb der Kammer die Kündigung mitteilen?
 

Ja, die Kündigung eines Ausbildungsverhältnisses ist eine wesentliche Änderung des Inhaltes des Berufsausbildungsvertrages, die der Kammer vom Ausbildungsbetrieb gem. § 30 HwO in jedem Fall - egal, ob der Betrieb oder der Auszubildende gekündigt hat - sofort mitgeteilt werden muss.

 

Solange Sie Ihren Auszubildenden nicht bei der Kammer abgemeldet haben, gilt er weiter als Ihr Auszubildender, so dass Sie auch die diesbezüglichen Kosten (Prüfung, überbetriebliche Ausbildung) weiter tragen müssen .


8. Was muss der Kündigungsempfänger tun, wenn er gegen die Kündigung rechtlich vorgehen will? 

 

Will der Kündigungsempfänger gegen die Kündigung vorgehen, muss er den Lehrlingsschiedsausschuss anrufen. Für die Anrufung des Ausschusses besteht keine gesetzliche Frist - die 3 Wochenfrist des KSchG gilt nicht. Eine unangemessen späte Anrufung kann aber zur Verwirkung des Anrufungsrechtes führen. 

 


9. Welche Sonderregeln gelten für die Kündigung von Schwangeren und Jugendlichen? 

 

Die Kündigung einer Schwangeren ist nur zulässig (§ 9 MuSchG) in besonderen Ausnahmefällen 
und mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde. 

Kündigung und Abmahnung eines Jugendlichen werden nur wirksam, wenn sie dem gesetzlichen Vertreter zugehen. Will der Jugendliche seinerseits kündigen, muss der gesetzliche Vertreter die Kündigung erklären.



 10. Musterschreiben Kündigung

Formulierungsbeispiel

	Firmenbriefkopf Ort, Datum 

Fristlose Kündigung
Sehr geehrter Herr Mustermann,

 

Hiermit kündigen wir den mit Ihnen geschlossenen Ausbildungsvertrag gemäß § 22 Abs. 2 Nr. 1 BBiG fristlos. 

 

Begründung: 
Obwohl Sie bereits am 12.01. und 14.02.2005 wegen jeweils zweimaligen unentschuldigten Fehlens in der Berufsschule abgemahnt wurden, haben Sie am 15.03.2005 erneut unentschuldigt in der Berufsschule gefehlt.

 

Sie haben damit in grober Weise gegen die sich aus § 3 Nr. 2 des Ausbildungsvertrages ergebende Pflicht verstoßen, am Berufsschulunterricht teilzunehmen. Aufgrund Ihres fortgesetzten Fehlverhaltens ist es für uns nicht länger zumutbar, das Ausbildungsverhältnis mit Ihnen fortzusetzen. 

 

Wir fordern Sie hiermit auf, die Ihnen ausgehändigten betriebseigenen Gegenstände unverzüglich zurückzugeben. Ihre Arbeitspapiere erhalten Sie unaufgefordert zugesandt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Unterschrift Betriebsinhaber
(Bei direkter Aushändigung des Schreibens an den Auszubildenden von diesem Empfang quittieren lassen)
Ich habe dieses Schreiben am     
(Datum, Uhrzeit) erhalten 

Unterschrift des Auszubildenden
 


Minderjährige Auszubildende 

 

1. Welche Besonderheiten gelten bei Abschluss eines Ausbildungsvertrages bzw. Abmahnung und Kündigung? 
2. Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes (JArbSchG) 
a) Aushang des JArbSchG im Betrieb 
b) Vorgeschriebene ärztliche Untersuchungen 
c) Unterweisung über Gefahren 
d) Weitere Bestimmungen des JArbSchG 
e) Welche Sanktionen drohen bei Verstoß gegen das JArbSchG?

Für jugendliche (= unter 18-jährige) Auszubildende gelten eine Reihe anderer Vorschriften als bei erwachsenen Lehrlingen, da sie noch nicht voll geschäftsfähig sind und den Bestimmungen der Jugendschutzgesetze (s. Jugendarbeitsschutzgesetz) unterliegen. 


1. Welche Besonderheiten gelten bei Abschluss eines Ausbildungsvertrages bzw. Abmahnung und Kündigung?
Der Ausbildungsvertrag kann mit einem Jugendlichen nur wirksam geschlossen werden, wenn seine gesetzlichen Vertreter dem Ausbildungsvertrag durch Unterschrift auf dem Vertrag zustimmen. Gesetzliche Vertreter sind in der Regel nur beide Eltern gemeinsam, es sei denn, dass einem von ihnen das Sorgerecht allein übertragen worden ist (§ 1629 Abs. 1 BGB).

Kündigung und Abmahnung eines Jugendlichen werden nur wirksam, wenn sie dem gesetzlichen Vertreter (= i. d. R. die Eltern) zugehen. Will der Jugendliche seinerseits kündigen, muss der gesetzliche Vertreter die Kündigung erklären. 



2. Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes (JArbSchG) 

a) Aushang des JArbSchG im Betrieb
 

Zur Information des Jugendlichen sind der Text des JArbSchG und die Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde, bei der Beschäftigung von i. d. R. mindestens drei Jugendlichen auch Beginn und Ende der  regelmäßigen Arbeitszeit und die Lage der Ruhepausen im Betrieb auszuhängen (§§ 47, 48 JArbSchG).

b) Vorgeschriebene ärztliche Untersuchungen 

 

Ein Jugendlicher darf nur ausgebildet werden, wenn er innerhalb der letzten 14 Monate vor Beginn der Ausbildung ärztlich untersucht worden ist (Erstuntersuchung) und dem Arbeitgeber hierüber eine Bescheinigung vorlegt (§ 32 JArbSchG).

 

Die Untersuchung kann von jedem Arzt vorgenommen werden, der Jugendliche hat freie Arztwahl. 

Die Bescheinigung über die Erstuntersuchung ist der Lehrlingsrolle mit dem Ausbildungsvertrag zuzusenden, ansonsten kann der Vertrag nicht eingetragen werden. Am Ende des ersten Ausbildungsjahres muss der Jugendliche dem Betrieb eine ärztliche Bescheinigung über die erste Nachuntersuchung vorlegen (§ 33 Abs. 1 JArbSchG). Die Nachuntersuchung darf nicht länger als drei Monate zurückliegen. Der Ausbildungsbetrieb muss den Jugendlichen hierauf ausdrücklich hinweisen und ihn ggf. schriftlich zur Vorlage der Nachuntersuchungsbescheinigung auffordern.

 

Legt der Jugendliche die Nachuntersuchungsbescheinigung nicht spätestens 14 Monate nach Ausbildungsbeginn vor, darf er nicht weiter beschäftigt werden (§ 33 Abs. 1 JArbSchG).

 

Für die Untersuchung ist der Jugendliche vom Ausbildungsbetrieb unter Fortzahlung der Vergütung freizustellen. Auch diese Untersuchung ist kostenlos. 

c) Unterweisung über Gefahren
 

Wegen des noch mangelnden Sicherheitsbewusstseins Jugendlicher sind diese bei Beginn der Ausbildung vom Ausbildungsbetrieb über die mit der Arbeit, am Arbeitsplatz sowie im Betrieb bestehenden Unfall- und Gesundheitsgefahren zu unterweisen (§ 29 JArbSchG). Dies gilt insbesondere vor der erstmaligen Beschäftigung an Maschinen oder anderen unfallträchtigen Arbeiten. Die Unterweisungen sind mindestens halbjährlich zu wiederholen. (Nachweisformular) 

d) Weitere Bestimmungen des JArbSchG
 

Das JArbSchG enthält weiter Bestimmungen zu folgenden wesentlichen Punkten: 

· zulässige Arbeitszeit (§ 8 JArbSchG)  

· Freistellung für den Berufsschulunterricht (§ 9 JArbSchG) 

· Freistellung für Prüfungen (§ 10 JArbSchG) 

· Ruhepausen (§ 11 JArbSchG) 

· Verbot der Nachtarbeit (§ 14 JArbSchG) 

· Verbot der Samstagsarbeit (§ 16 JArbSchG) 

· Verbot der Sonntagsarbeit (§ 17 JArbSchG) 

· Urlaub (§ 19 JArbSchG) 

e) Welche Sanktionen drohen bei Verstoß gegen das JArbSchG?
 

Verstöße gegen Bestimmungen des JArbSchG können als Straftat mit bis zu einem Jahr Freiheitsstrafe oder Ordnungswidrigkeit mit bis zu 15.000,- Euro Geldbuße geahndet werden (§§ 58, 59 JArbSchG).

 

Außerdem ist die Entziehung der Ausbildereignungsbefugnis durch die Bezirksregierung möglich. 

Pflichten Auszubildender 
Der Auszubildende hat sich gem. § 13 BBiG zu bemühen, die Fertigkeiten und Kenntnisse zu erwerben, die erforderlich sind, um das Ausbildungsziel zu erreichen. Er ist insbesondere verpflichtet: 

1. (Lernpflicht) die ihm im Rahmen der Berufsausbildung übertragenen Verrichtungen und Aufgaben sorgfältig auszuführen; 

2. (Berufsschulunterricht, Prüfungen und sonstige Maßnahmen) am Berufsschulunterricht und an Prüfungen sowie an Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte (= überbetriebliche Ausbildung) teilzunehmen, für die er vom Ausbildungsbetrieb freigestellt wird;

3. (Weisungsgebundenheit) den Weisungen zu folgen, die ihm im Rahmen der Berufsausbildung vom Ausbilder oder anderen weisungsberechtigten Personen erteilt werden, soweit ihm diese als weisungsberechtigt bekannt gemacht worden sind; 

4. (betriebliche Ordnung) die für die Ausbildungsstätte geltende Ordnung zu beachten; 

5. (Sorgfaltspflicht) Werkzeuge, Maschinen und sonstige Einrichtung pfleglich zu behandeln und sie nur zu den ihm übertragenen Arbeiten zu verwenden; 

6. (Betriebsgeheimnisse) über Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Stillschweigen zu bewahren; 

7. (Benachrichtigung des Betriebes bei Fehlzeiten/Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung) bei Fernbleiben von der betrieblichen Ausbildung, der Berufsschule oder von sonstigen Ausbildungsveranstaltungen den Ausbildungsbetrieb unter Angabe von Gründen unverzüglich zu benachrichtigen und bei Krankheit oder Unfall spätestens am dritten Tag eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung zuzuleiten; 

8. (Berichtshefte/Ausbildungsnachweise) ein vorgeschriebenes Berichtsheft zu führen und dem Ausbildungsbetrieb regelmäßig vorzulegen; 

9. (Ärztliche Untersuchungen) soweit der Auszubildende minderjährig ist, sich gem. §§ 32,33 Jugendarbeitsschutzgesetz ärztlich a) vor Beginn der Ausbildung untersuchen b) vor Ablauf des ersten Ausbildungsjahres nachuntersuchen zu lassen und die Bescheinigung hierüber dem Ausbildungsbetrieb unverzüglich vorzulegen. 

Pflichten Betrieb 

Der Ausbildungsbetrieb ist gem. § 14 Abs. 1 BBiG verpflichtet, 

1. (Ausbildungsziel) dafür zu sorgen, dass dem Auszubildenden sämtliche durch die Ausbildungsordnung vorgeschriebenen Fertigkeiten und Kenntnisse vermittelt werden. Dabei ist die durch den Ausbildungsrahmenplan vorgegebene zeitliche Abfolge einzuhalten;

2. (Ausbilder) selbst auszubilden oder einen persönlich und fachlich geeigneten Ausbilder ausdrücklich damit zu beauftragen und diesen dem Auszubildenden jeweils bekannt zu geben; 

3. (Ausbildungsordnung) dem Auszubildenden vor Beginn der Ausbildung die Ausbildungsordnung kostenlos auszuhändigen; 

4. (Ausbildungsmittel) dem Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel, insbesondere Werkzeuge und Werkstoffe zur Verfügung zu stellen, die für die Ausbildung in den betrieblichen und überbetrieblichen Ausbildungsstätten und zum Ablegen von Zwischen- und Abschlussprüfungen, auch soweit solche nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses stattfinden, erforderlich sind; 

5. (Berufsschule und Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte) den Auszubildenden zum Besuch der Berufsschule anzuhalten und freizustellen. Das gleiche gilt, wenn Ausbildungsmaßnahmen (= überbetriebliche Ausbildung) außerhalb der Ausbildungsstätte vorgeschrieben sind. 

6. (Berichtshefte/Ausbildungsnachweise) dem Auszubildenden vor Ausbildungsbeginn und später die Berichtshefte für die Berufsausbildung kostenlos auszuhändigen und die ordnungsgemäße Führung durch regelmäßige Abzeichnung zu überwachen;

7. (Ausbildungsbezogene Tätigkeiten) dem Auszubildenden nur Verrichtungen zu übertragen, die dem Ausbildungszweck und seinen körperlichen Kräften angemessen sind; 

8. (Fürsorgepflicht) dafür zu sorgen, dass der Auszubildende charakterlich gefördert sowie sittlich und körperlich nicht gefährdet wird; 

9.  (Ärztliche Untersuchung) sich bei minderjährigen Auszubildenden eine Bescheinigung gemäß §§ 32 oder 33 Jugendarbeitsschutzgesetz darüber vorlegen zu lassen, dass dieser a) vor der Aufnahme der Ausbildung untersucht und b) vor Ablauf des 1. Ausbildungsjahres nachuntersucht worden ist; 

10. (Eintragungsantrag) Unverzüglich nach Abschluss des Berufsausbildungsvertrages dessen Eintragung in die Lehrlingsrolle der Handwerkskammer unter Beifügung der Vertragsniederschrift zu beantragen; entsprechendes gilt bei späteren Änderungen des wesentlichen Vertragsinhalts. Bei minderjährigen Auszubildenden ist außerdem die ärztliche Bescheinigung (Original oder Kopie) über die Erstuntersuchung gemäß § 32 Jugendarbeitsschutzgesetz beizufügen; 

11. (Prüfungen) den Auszubildenden für die Teilnahme an den angesetzten Zwischen- und Abschlussprüfungen freizustellen. 

Probezeit 

1. Dauer der Probezeit 
2. Verlängerung der Probezeit 
3. Kündigung während der Probezeit 
4. So urteilen die Gerichte 

 

 

1. Dauer der Probezeit
 

Das Ausbildungsverhältnis beginnt mit der Probezeit, die mindestens einen Monat und höchstens vier Monate betragen darf (§ 20 BBiG).  

Die Vertragspartner sollen sich während der Probezeit darüber klar werden, ob das Ziel der Berufsausbildung erreicht werden kann und die hierfür erforderliche berufliche Eignung vorliegt. 

 



 2. Verlängerung der Probezeit
 

Eine Verlängerung der  Probezeit ist grds. nicht möglich. Eine Vereinbarung über eine Verlängerung der Probezeit ist nichtig (§ 25 BBiG). 

Nur wenn die Ausbildung während der Probezeit um mehr als ein Drittel dieser Zeit  unterbrochen wird, verlängert sich die Probezeit um diesen Zeitraum (§ 1 Nr. 2 des Ausbildungsvertrages).

 

 

	Beispiel: 

Ausbildungsbeginn:                 01.07.2008 
Probezeitende laut Vertrag:    31.10.2008 

Auszubildender erkrankt während der Probezeit insgesamt 6 Wochen. Die Probezeit verlängert sich daher gem. § 1 Nr. 2 des Ausbildungsvertrages um 6 Wochen bis zum 12.12.2008 

Keine Verlängerung, wenn Lehrling nur 3 Wochen erkrankt!


 



 3. Kündigung während der Probezeit
 

Während der Probezeit kann jede Vertragspartei den Ausbildungsvertrag jederzeit ohne Angaben von Gründen fristlos kündigen (§ 22 Abs. 1 BBiG).  

Die Kündigung einer Schwangeren ist auch während der Probezeit grds. nicht möglich.

  

Die Kündigung muss schriftlich erfolgen (§ 22 Abs. 3 BBiG) und dem Vertragspartner vor Ende der Probezeit zugegangen sein. Sie muss der Kammer umgehend mitgeteilt werden (Mitteilungsformular).

 

Auch bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses innerhalb der Probezeit hat der Auszubildende Anspruch auf anteiligen Urlaub.

Prüfung: Was Sie wissen sollten 

1.  Vorschriften über die Gesellen-/Abschlussprüfung

2.  Anmeldung zur Prüfung 
3.  Vorzeitige Zulassung zur Prüfung 
4.  Prüfungskosten 
5.  Zurverfügungstellen von Werkzeug und Material für die Prüfung 
6.  Freistellung für Prüfungsteilnahme 
7.  Verlängerung der Ausbildung bei Nichtbestehen der Prüfung 
8.  Einsicht in die Prüfungsunterlagen 
9.  Widerspruch gegen Entscheidungen des Prüfungsausschusses 


Die Handwerkskammer (bzw. die Innungen in ihrem Auftrag) führt Zwischen-, Gesellen- und Abschlussprüfungen in den handwerklichen und einigen nicht handwerklichen, insbesondere kaufmännischen Ausbildungsberufen durch. 

x 

Die wichtigsten Regelungen des Prüfungswesens haben wir im Folgenden kurz für Sie zusammengestellt.

x

Jede und jeder Auszubildende muss 

· mindestens eine Zwischenprüfung bzw. den Teil 1 der Gesellenprüfung ablegen;  

· am Ende der Ausbildungszeit die Gesellen- bzw. Abschlussprüfung ablegen.

In einigen Ausbildungsberufen wird zur Zeit die so genannte „gestreckte Gesellen-/Abschlussprüfung” erprobt. 


1. Vorschriften über die Gesellen-/Abschlussprüfung
Die Prüfungsinhalte sind in der jeweiligen Ausbildungsordnung verbindlich geregelt. Die allgemeinen Vorschriften über die Durchführung der Prüfung finden sich in der Gesellenprüfungsordnung der Handwerkskammer (GPO). In der GPO ist z. B. geregelt: 

· Befreiung von Prüfungsteilen bzw. –fächern

· Verfahren bei Täuschungshandlungen 

· Rücktritt von der Prüfung 

· Wiederholungsprüfung



2. Anmeldung zur Prüfung
x 

Der Ausbildungsbetrieb ist verpflichtet, den Auszubildenden – sofern dieser zustimmt – schriftlich unter Verwendung der von der Handwerkskammer vorgeschriebenen Formulare zu den Prüfungen anzumelden. Die Anmeldung ist bei der die Prüfung durchführenden Stelle – Handwerkskammer oder Innung – einzureichen.  

Der Anmeldung sind beizufügen: 

· Kopie des Ausbildungsvertrages 

· Bescheinigung der Teilnahme an der Zwischenprüfung bzw. dem Teil 1 der Gesellenprüfung 

· Berichtshefte  

· Letztes Berufsschulzeugnis 


3. Vorzeitige Zulassung zur Prüfung
x
Gem. § 37 HwO kann der Auszubildende bereits 6 Monate vor seinem regulären Prüfungstermin zur Prüfung zugelassen werden, wenn seine Leistungen dies rechtfertigen. Das ist der Fall, wenn er in im Betrieb und in den Berufsschulfächern des berufsbezogenen Bereichs jeweils im Durchschnitt mindestens gute Leistungen (> 2,49) nachweist. Die vorzeitige Zulassung muss bei der die Prüfung durchführenden Stelle (Handwerkskammer bzw. Innung) unter Vorlage einer Beurteilung des Betriebes, des letzten Berufsschulzeugnisses sowie den üblichen Anmeldeunterlagen (s.o.) beantragt werden. Mit Bestehen der vorzeitigen Prüfung endet das Ausbildungsverhältnis. 

 


4. Prüfungskosten
x
Die Prüfungen sind für den Auszubildenden kostenfrei (§ 31 Abs. 3 HwO). Die Prüfungskosten werden dem Ausbildungsbetrieb durch Gebührenbescheid auferlegt. Die Höhe der Gebühr richtet sich – gleich, ob die Prüfung von der Innung oder der Kammer abgenommen wird – nach der Gebührenordnung der Handwerkskammer.

 

Sie beträgt z. Zt. Für

       die Zwischenprüfung:                    max. 120,- Euro zzgl. Materialkosten 
       die Gesellen-/Abschlussprüfung:     max. 180,- Euro zzgl. Materialkosten

x 

Die ggf. anfallenden Fahrt- und Übernachtungskosten zum Prüfungsort muss der Ausbildungsbetrieb nicht zahlen.

 


5. Zurverfügungstellen von Werkzeug und Material für die Prüfung
x
Soweit Werkzeuge und Werkstoffe nicht für die Prüfung von der zuständigen Stelle (Handwerkskammer bzw. Innung) zur Verfügung gestellt werden, muss der Ausbildungsbetrieb diese dem Auszubildenden kostenlos zur Verfügung stellen, soweit sie zum Ablegen von Zwischen- und Abschlussprüfungen erforderlich sind, auch soweit die Prüfung erst nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses stattfindet (§ 14 Abs. 1 Nr. 3 BBiG).

 


6. Freistellung für Prüfungsteilnahme
x 

Der Ausbildungsbetrieb muss den Auszubildenden für die Teilnahme an der Zwischen- und Gesellen-/Abschlussprüfung freistellen (§ 15 BBiG). Die Zeit der Freistellung umfasst auch Wegzeiten und Pausen.

 

Jugendliche Auszubildende unter 18 Jahren müssen zusätzlich auch für den Arbeitstag freigestellt werden, der der schriftlichen Gesellen-/Abschlussprüfung unmittelbar vorausgeht (§ 10 JArbSchG). Findet die schriftliche Prüfung an mehreren Tagen statt, ist nur der Arbeitstag unmittelbar vor dem ersten Prüfungstermin freizustellen.

x
	Beispiel: 

Prüfung findet am Dienstag statt. Der Jugendliche ist also am Montag und Dienstag freizustellen. 
Ist die Prüfung dagegen am Montag, so ist nur am Montag freizustellen, da der Arbeitstag davor (Freitag) nicht unmittelbar vorangeht. 


Für die Zeit der Freistellung ist die Ausbildungsvergütung fortzuzahlen (§ 19 BBiG).

 


7. Verlängerung der Ausbildung bei Nichtbestehen der Prüfung
x 

Besteht der Auszubildende die Gesellen-/Abschlussprüfung nicht – wobei grundsätzlich unerheblich ist, warum die Prüfung nicht bestanden wurde - so verlängert sich das Ausbildungsverhältnis bis zum nächstmöglichen Prüfungstermin (§ 21 Abs. 3 BBiG).

x 

Eine Verlängerung tritt  nach einem Urteil des Bundesarbeitsgerichts (BAG Urteil vom 30.09.1998 – 5 AZR 58/98) auch dann ein, wenn der Prüfling krankheitsbedingt nicht an der Prüfung teilnehmen kann.

y 

Hierfür genügt, dass der Auszubildende spätestens 3 Wochen nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses die Verlängerung vom Ausbildungsbetrieb verlangt. Eine Zustimmung des Betriebes ist nicht erforderlich, die Verlängerung wird ggf. auch gegen den Willen des Betriebes automatisch wirksam. Die Verlängerung ist der Kammer unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

Der Auszubildende hat für den Verlängerungszeitraum Anspruch auf Ausbildungsvergütung in der zuletzt gewährten Höhe.

Wird die erste Wiederholungsprüfung bestanden, endet das Ausbildungsverhältnis.

x
Besteht der Auszubildende die erste Wiederholungsprüfung nicht und stellt er (abermals) ein Verlängerungsverlangen, verlängert sich das Berufsausbildungsverhältnis bis zur zweiten Wiederholungsprüfung, wenn diese noch innerhalb der Höchstfrist von einem Jahr (§ 21 Abs. 3 letzter Satzteil BBiG) abgelegt wird. Die Beendigungswirkung tritt dann unabhängig davon ein, ob die zweite Wiederholungsprüfung bestanden oder nicht bestanden wird (BAG Urteil vom 15. März 2000 – 5 AZR 622/98) 


8. Einsicht in die Prüfungsunterlagen
x 

Der Auszubildende (nicht der Ausbildungsbetrieb) hat das Recht, binnen einen Monats nach Zugang der Mitteilung über das Bestehen/Nichtbestehen der Prüfung seine Prüfungsunterlagen einzusehen.

 


9. Widerspruch gegen Entscheidungen des Prüfungsausschusses
x 

Gegen Entscheidungen des Prüfungsausschusses (z. B. Nichtzulassung zur Prüfung, Nichtbestehen der Prüfung) kann der Auszubildende binnen einen Monats ab Zugang der Entscheidung Widerspruch bei der die Prüfung durchführenden Innung oder bei der Handwerkskammer einlegen. Die Handwerkskammer überprüft dann die Entscheidung. Weist die Kammer den Widerspruch nach Überprüfung als unbegründet zurück, kann der Auszubildende binnen einen Monats ab Zugang des Widerspruchbescheides Klage vor dem Verwaltungsgericht erheben. 

Schwangerschaft 
1. Muss die Auszubildende den Betrieb informieren, wenn sie vor Abschluss des Ausbildungsvertrages schwanger ist? 
2. Wen muss der Betrieb über die Schwangerschaft informieren? 
3. Ist die Kündigung einer schwangeren Auszubildenden zulässig? 
4. Welche Beschäftigungsverbote bestehen für Schwangere? 
5. Verlängert sich das Ausbildungsverhältnis automatisch um die Zeiten der schwangerschaftsbedingten Beschäftigungs-verbote? 
6. Freistellung für Untersuchungen 
7. Kann die Auszubildende Erziehungsurlaub beantragen?  
8. Weitere Informationen 


1. Muss die Auszubildende den Betrieb informieren, wenn sie vor Abschluss des Ausbildungsvertrages schwanger ist?
 

Nein. Sie darf sogar die Frage nach dem Bestehen einer Schwangerschaft bewusst falsch beantworten, da eine solche Frage im Bewerbungsgespräch unzulässig ist. 

Nach Abschluss des Ausbildungsvertrages gilt: Die Schwangere soll den Betrieb über ihre Schwangerschaft und den mutmaßlichen Zeitpunkt der Entbindung informieren, sobald sie selbst Kenntnis von der Schwangerschaft hat (§ 5 Abs. 1 MuSchG) 


2. Wen muss der Betrieb über die Schwangerschaft informieren?
 

Der Ausbildungsbetrieb muss das zuständige Regierungspräsidium (und den Betriebsrat) unverzüglich benachrichtigen, sobald die Auszubildende die Schwangerschaft angezeigt hat (§ 5 Abs. 1 MuSchG). Die genaue Anschrift des zuständigen Regierungspräsidiums erhalten Sie über Ihre Innungsgeschäftsstelle unter Tel.: 07131-93580.

Dritten darf der Ausbildungsbetrieb die Schwangerschaft grds. nicht bekanntgeben (Krankenkassen, Angehörige, Kollegen usw.)

 

Ausnahme: Betriebsangehörige, die im Hinblick auf ihren Aufgabenkreis betroffen sind (Vorgesetzte, Personalsachbearbeiter, Fachkräfte für Arbeitssicherheit). Bei Minderjährigen darf auch der gesetzliche Vertreter (Eltern) informiert werden. 


3. Ist die Kündigung einer schwangeren Auszubildenden zulässig?
 

Grds. nein, auch nicht in der Probezeit. Dies gilt auch für Kleinstbetriebe (< 5 bzw. 10 Angestellte), da die Kleinstbetriebsklausel des Kündigungsschutzgesetzes (§ 23 Abs. 1 S. 2 KSchG) hier nicht gilt. 

 

Eine Kündigung ist nur in besonderen Ausnahmefällen möglich (§ 9 MuSchG). Erforderlich ist hierzu die Zustimmung des Regierungspräsidiums.


4. Welche Beschäftigungsverbote bestehen für Schwangere?
 

Schwangere dürfen nicht beschäftigt werden, soweit nach ärztlichem Zeugnis die Gesundheit von Mutter und Kind bei Weiterbeschäftigung gefährdet würde (§ 3 MuSchG). 

In den letzten 6 Wochen vor der Entbindung ist eine Beschäftigung der schwangeren Auszubildenden überhaupt unzulässig, es sei denn, dass sie ausdrücklich ihre Ausbildungsbereitschaft erklärt. Diese Erklärung kann jederzeit widerrufen werden (§ 3 Abs. 2 MuSchG). Entscheidend für die Fristberechnung ist der im Zeugnis eines Arztes (Mutterpass) oder einer Hebamme angegebene mutmaßliche Tag der Entbindung.

 

Nach der Entbindung ist die Beschäftigung 8 Wochen , bei Früh- und Mehrlingsgeburten 12 Wochen - selbst bei Einwilligung der Auszubildenden - absolut unzulässig (§ 6 Abs. 1 MuSchG). 

 

An Prüfungen darf die Auszubildende dagegen auch während der Beschäftigungsverbotszeiten teilnehmen, da das MuSchG nur für das privatrechtliche Ausbildungsverhältnis, nicht aber für die öffentlich-rechtliche Prüfungsteilnahme gilt. 


5. Verlängert sich das Ausbildungsverhältnis automatisch um die Zeiten der schwangerschaftsbedingten Beschäftigungsverbote?
 

Nein. Die Kammer kann jedoch das Ausbildungsverhältnis auf Antrag der Auszubildenden verlängern (Verlängerungsantrag). 


6. Freistellung für Untersuchungen
 

Der Ausbildungsbetrieb muss die schwangere Auszubildende für die Durchführung der Untersuchungen im Rahmen der Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung bei Schwangerschaft und Mutterschaft freizustellen. Die Vergütung ist für den Freistellungszeitraum fortzuzahlen (§ 16 MuSchG). 


7. Kann die Auszubildende Erziehungsurlaub beantragen?
 

Ja. Der Erziehungsurlaub ist spätestens 6 Wochen vor Antritt zu verlangen. Dabei hat die Auszubildende anzugeben, für welche Zeiten sie Erziehungsurlaub in Anspruch nehmen will (z.B. 01.01.04 - 31.12.06). 

 

Während des Erziehungsurlaubes ist eine Kündigung grds. unzulässig (§ 18 Abs. 1 BEEG). 

 

Die Zeit des Erziehungsurlaubes wird auf die Ausbildungszeit nicht angerechnet (§ 20 Abs. 1 BEEG). Daher verlängert sich das Berufsausbildungsverhältnis kraft Gesetz automatisch um die Zeit des Erziehungsurlaubs. 

Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz
Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz ist kein Kavaliersdelikt. Sie bedeutet vielmehr eine schwere Verletzung der Persönlichkeitsrechte der Betroffenen. Sexuelle Belästigung kommt in sämtlichen Bereichen der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst vor. Die Mehrzahl der Opfer sexueller Belästigungen sind Frauen. 

Was ist sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz?
 

Jedes sexuell bestimmte Verhalten, das von den Betroffenen nicht erwünscht und von ihnen als beleidigend und abwertend empfunden wird. 


Dazu gehören verbale und nonverbale, offene und versteckte Übergriffe wie zum Beispiel: 

· unnötiger Körperkontakt 

· Bemerkungen mit sexuellem Inhalt oder über das Äußere 

· Erzählen von anzüglichen Witzen 

· Zeigen pornografischer Darstellungen 

· Aufforderung oder Nötigung zu sexuellen Handlungen 

· Äußerungen, Anspielungen und/oder Witze über vermeintliche oder tatsächliche Homosexualität 

· Versprechen beruflicher Vorteile bei sexuellem Entgegenkommen 

· Androhen beruflicher Nachteile bei sexueller Verweigerung. 

Die Folgen und psychischen Symptome sind vielfältig: 

· Schuld - und Schamgefühle 

· Zweifel an der eigenen Wahrnehmung 

· Körperliche Symptome wie Kopf- und Bauchschmerzen 

· Angstanfälle, Schlafstörungen 

· Depressionen 

· psychosomatische Erkrankungen und andere physische und psychische Beschwerden. 

Auch Monate nach einer Belästigung haben Betroffene oft noch Spätfolgen zu tragen. 

 

 

Was können Sie tun? 
 

Offene Abwehr - möglichst im Beisein anderer - ist die wirksamste Reaktion auf sexuelle Belästigung! 


Ignorieren des Übergriffs ist die häufigste aber zugleich uneffektivste Umgangsweise, da sie sehr oft als Zustimmung gewertet wird. Das Verhalten der belästigenden Person wird sich hierdurch nicht ändern! 


Sie sollten sich in jedem Fall an eine Person Ihres Vertrauens und/oder an die Personalvertretung wenden und mit ihrem Problem nicht alleine bleiben! 

 

 

Welche rechtlichen Möglichkeiten haben Sie?
 

Nach dem für alle Beschäftigten in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst geltenden Gesetz zum Schutz der Beschäftigten vor sexueller Belästigung am Arbeitsplatz vom 24.06.1994 Beschäftigtenschutzgesetz (BSchuG) hat grundsätzlich jede betroffene Person das Recht, sich über sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz zu beschweren, ohne dass dies persönliche oder berufliche Nachteile für Sie zur Folge haben darf.

Geregelt ist in diesem Gesetz im Einzelnen: 

1. die Definition sexueller Belästigung  

2. die Verpflichtung von Arbeitgebern und Dienstvorgesetzten, im Rahmen ihrer Möglichkeiten vorbeugende Maßnahmen zu treffen  

3. das Beschwerderecht der Betroffenen 

4. die Pflicht der Arbeitgeber und Dienstvorgesetzten, die Beschwerde zu prüfen und bei Feststellung einer Belästigung unverzüglich geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um diese zu beenden  

5. notwendige Maßnahmen, die zu diesem Zwecke ergriffen werden können, wie Abmahnung, Umsetzung, Versetzung, Kündigung  

6. das Leistungsverweigerungsrecht der Betroffenen und dafür notwendige Umstände  

7. das Verbot von Benachteiligungen von Betroffenen, weil sie sich gewehrt haben  

8. die Berücksichtung der Problematik der sexuellen Belästigung, des Rechtsschutzes und der Handlungsverpflichtung der Dienstvorgesetzten im Rahmen der beruflichen Aus- und Fortbildung von Beschäftigten  

9. das Auslegen oder Aushängen des Gesetzestextes in Betrieben und Dienststellen.  

 

Der Arbeitgeber muss Beschwerden von Belästigungen nachgehen und gegen die Urheber arbeitsrechtlich vorgehen. Ist die Beschwerde beim Arbeitgeber nicht erfolgreich, so hat der Belästigte das Recht, die Arbeit teilweise oder ganz niederzulegen. Im Extremfall darf der Betroffene nach schriftlicher Ankündigung sogar zu Hause bleiben und weiter Ausbildungsvergütung beziehen. Der Auszubildende kann außerdem fristlos kündigen und ggf. Schadensersatz verlangen.  

 

Wer als Arbeitnehmer andere sexuell belästigt, muss mit einer fristlosen Kündigung rechnen. 

Geht die sexuelle Belästigung vom Betriebsinhaber aus, muss dieser mit der Entziehung der Ausbildereignung (§ 33 BBiG, § 24 HwO) rechnen. 

 


Welche Beratungs- und Hilfsmöglichkeiten gibt es? 
Betroffene sollten sich an die Ausbildungsberatung der Handwerkskammer und andere Ansprechpartner wie Frauennotrufe, Frauenbeauftragte, Gewerkschaften, Rechtsanwälte wenden.

Infos zu sexueller Belästigung am Arbeitsplatz und in der Ausbildung:
 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), www.bmfsfj.de. 

Stundenverrechnungssatz für Auszubildende
 

Bereits früh sind Auszubildende im Handwerk in den Arbeitsprozess eingebunden. Sofern sie dabei selbstständig mitarbeiten oder erfahrene Kollegen aktiv unterstützen, schaffen sie wirtschaftlich verwertbare Leistungen, die in der Rechnung berücksichtigt werden können. Dabei werden folgenden Richtwerte empfohlen:

· 1. Ausbildungsjahr     bis zu 45% des Stundenverrechnungssatzes der Gesellen/Facharbeiter 

· 2. Ausbildungsjahr     bis zu 55% 

· 3. Ausbildungsjahr     bis zu 65% 

· 4. Ausbildungsjahr     bis zu 75%. 

 

Tarifvertrag


1. Was ist ein Tarifvertrag? 
2. Welcher Tarifvertrag gilt in Mischbetrieben? 
3. Wo bekomme ich ein Exemplar des Tarifvertrages?  



1. Was ist ein Tarifvertrag? 

Tarifverträge werden zwischen den Arbeitgeberverbänden oder einzelnen Unternehmen und den Gewerkschaften nach Maßgabe des Tarifvertragsgesetzes (TVG) geschlossen. In ihnen werden für eine Vielzahl von Arbeitsverhältnissen verbindliche Mindeststandards für alle wichtigen Arbeits- und Einkommensbedingungen geregelt, z. B. Löhne, Gehälter, Ausbildungsvergütungen, Arbeitszeit, Urlaub und Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld, Kündigungsfristen und vieles andere. Normalerweise sind die dort getroffenen Regelungen für den Arbeitnehmer günstiger als die gesetzlichen Bestimmungen. Insgesamt gelten hierzulande zur Zeit über 50.000 Tarifverträge. 

Folgende Arten von Tarifverträgen gibt es: 

	Flächen- oder Branchentarifvertrag
	gilt für eine bestimmte Branche in einer bestimmten Region, 
z. B. Tarifvertrag für das Friseurhandwerk in Baden-Württemberg

	Haus- oder Firmentarifvertrag
	gilt nur für ein bestimmtes Unternehmen, z. B. Volkswagen. Dieser Tarifvertrag hat dann Vorrang vor einem entsprechenden Branchentarifvertrag.

	Lohn- und Gehaltstarifvertrag
	regelt die Mindestlöhne. Lohn- und Gehaltstarifverträge werden in der Regel alle 1 - 2 Jahre erneuert.

	Rahmen- und Manteltarifvertrag
	regelt die allgemeinen Arbeitsbedingungen, z. B. Arbeitszeit, Urlaub, Kündigungsfristen, allgemeine Lohnbedingungn usw. 
Rahmen- und Manteltarifverträge werden nur in großen Abständen erneuert.




2. Welcher Tarifvertrag gilt in Mischbetrieben?
 

Ist ein Unternehmen in mehreren Sparten tätig ist, für die unterschiedliche Tarifverträge gelten (sog. Mischbetrieb), so ist allein der Tarifvertrag maßgeblich, der der überwiegenden Arbeitszeit der Arbeitnehmer entspricht  (BAG Urteil vom 05.09.1990, BB 91, 344). 

	Beispiel:
	Ausbildungsbetrieb A beschäftigt 20 Gas- und Wasserinstallateure und 5 Glaser. Für beide Bereich besteht jeweils ein Tarifvertrag. Maßgeblich für den Betrieb des A ist der Tarifvertrag Gas & Wasser, da hier die überwiegende Arbeitszeit der Arbeitnehmer anfällt. 

Lehrling L erhält daher die Ausbildungsvergütung gemäß dem Tarifvertrag Gas & Wasser , obwohl er als Glaser ausgebildet wird und daher eigentlich nach dem Tarifvertrag Glaser zu bezahlen wäre.




3. Wo bekomme ich ein Exemplar des Tarifvertrages?
 

Innungsmitglieder erhalten die Tarifverträge kostenfrei bei ihrer Innungsgeschäftsstelle, tarifgebundene Auszubildende bei ihrer Gewerkschaft.

Nicht-Innungsmitglieder können ein Exemplar des Tarifvertrages gegen Erstattung der Selbstkosten (Kopien + Porto) bei der Innung bzw. Gewerkschaft anfordern (§ 9 der Verordnung zur Durchführung des Tarifvertragsgesetzes). 

ÜLU- die überbetriebliche Ausbildung


 1. Wozu dient die überbetriebliche Ausbildung? 
 2. Wer bestimmt Inhalt und Anzahl der ÜLU-Kurse? 
 3. Wo finden die ÜLU-Kurse statt? 
 4. Freistellung des Auszubildenden für die Teilnahme an der ÜLU 
 5. Kosten der überbetrieblichen Ausbildung  




1. Wozu dient die überbetriebliche Ausbildung? 

Der betriebliche Teil der Ausbildung kann nur zum Teil am Lernort Betrieb während der laufenden Produktion und Dienstleistung erfolgen. Die systematische Vermittlung wesentlicher Ausbildungsinhalte ist teilweise nur in produktionsunabhängigen Lehrwerkstätten möglich. Aus Kosten- und Kapazitätsgründen verfügen in der Regel jedoch nur Großbetriebe über solche eigenen Lehrwerkstätten. Handwerksbetriebe sind jedoch zumeist kleinere oder mittlerer Betriebe, die zwar oft bis an die Grenze ihrer Kapazitätsmöglichkeiten ausbilden, aus Gründen der Betriebsgröße in der Regel aber jeweils nur zwei bis drei Lehrlinge haben. Für diese Unternehmen ist die Unterhaltung eigener Lehrwerkstätten weder wirtschaftlich sinnvoll noch möglich.

 

Die Kurse der überbetrieblichen Lehrlingsunterweisung (= ÜLU) nehmen den ausbildenden Handwerksbetrieben die Vermittlung derjenigen Ausbildungsinhalte ab, die der systematischen Vermittlung und Vertiefung in einer produktionsunabhängigen Lehrwerkstatt bedürfen.

 

Die ÜLU stellt damit einen Teil der betriebspraktischen Ausbildung als Ergänzung und Entlastung des Betriebes in seinem Ausbildungsbereich dar. Betriebliche Ausbildung und ÜLU bilden somit eine Einheit, wobei der ÜLU als der "verlängerten Werkbank des Ausbildungsbetriebes" nur subsidiärer Charakter zukommt. Sie kann und soll nur dort aushelfen, wo der Betrieb selbst nicht in adäquater Weise ausbilden kann. Sie kann und will dem Betrieb seine Verantwortung, die er mit dem Ausbildungsvertrag übernommen hat, nicht abnehmen.

 Die überbetriebliche Ausbildung verfolgt dabei im wesentlichen drei Ziele:

· Vertiefung und Systematisierung der beruflichen Grundbildung 

· Ergänzung und Sicherung eines einheitlich hohen Niveaus durch Ausgleich von innerbetrieblicher Spezialisierung 

· Anpassung der Berufsqualifikation an die aktuelle technologische Entwicklung 

Haupt- und nebenberufliche Ausbilder, die selbst erfahrene Handwerksmeister sind, sowie stetige Investitionen zur Modernisierung der Lehrwerkstätten tragen zu einem hohen Niveau der Ausbildung bei. 

 

Als Ausbildungsbetrieb haben Sie das Recht, sich jederzeit vor Ort über das Verhalten und den Leistungsstand Ihres Auszubildenden sowie über die überbetriebliche Ausbildung zu informieren.



2. Wer bestimmt Inhalt und Anzahl der ÜLU-Kurse? 

Die Tarifvertragsparteien einigen sich über Anzahl und Inhalt der Kurse. Aufgrund dieser Vorgaben der Tarifpartner erlässt der Landes-/Bundeswirtschaftsminister verbindliche Rahmenlehrpläne für die ÜLU-Kurse.

 

Für Änderungsvorschläge bzgl. Anzahl und Inhalt der ÜLU ist daher Ihr Fachverband und nicht die Kammer der richtige Ansprechpartner. Die Rahmenlehrpläne für die einzelnen ÜLU-Kurse finden Sie online beim Heinz-Piest-Institut unter www.hpi-hannover.de.




3. Wo finden die ÜLU-Kurse statt?
 

Die Kurse finden in Bildungszentren der Handwerkskammern oder im Auftrag der Kammer bei den Innungen/Kreishandwerkerschaften statt.

 



4. Freistellung des Auszubildenden für die Teilnahme an der ÜLU
Der Ausbildungsbetrieb ist gem. § 15 BBiG gesetzlich verpflichtet, den Auszubildenden für die Teilnahme an den vorgeschriebenen ÜLU-Kursen freizustellen. Hiervon kann der Ausbildungsbetrieb nur aus wichtigen Gründen befreit werden.

 



5. Kosten der überbetrieblichen Ausbildung 

Die Kosten für die ÜLU-Kurse trägt der Ausbildungsbetrieb (§ 7 RVO ÜLU, § 4 Nr. 3 Ausbildungsvertrag). 

	Eine Verpflichtung des Lehrlings, die Kosten der überbetrieblichen Ausbildung zu zahlen ist nichtig, da der Lehrling nach dem Willen des Gesetzgebers grundsätzlich von allen Ausbildungskosten freizustellen ist.

 

Hat der Lehrling anstelle des Ausbildungsbetriebes die ÜLU-Kosten bezahlen müssen, kann er diese Kosten gem. §§ 812 Abs. 1, 817 BGB (ungerechtfertigte Bereicherung) vom Ausbildungsbetrieb zurückverlangen. Die Verjährungsfrist hierfür beträgt 30 Jahre (§ 192 BGB).

 

Ausnahme:
Fehlt der Lehrling unentschuldigt in der ÜLU und muss der Ausbildungsbetrieb daraufhin die Bruttogebühr für den versäumten ÜLU-Kurs zahlen, kann er diese Kosten vom Lehrling ersetzt verlagen.





Umschüler

 

Auf Umschulungsverhältnisse sind nach ständiger Rechtssprechung die Vorschriften der §§ 4 ff. BBiG nicht (auch nicht über § 26 BBiG) anwendbar (BAG EzB § 47 BBiG nr. 19). Damit gelten für die Umschulungsverhältnisse grundsätzlich die allgemeinen Vorschriften des Arbeitsrechts. Es gilt der Grundsatz der Vertragsfreiheit, die Arbeitsagentur schreibt aber die Verwendung der von der Handwerkskammer herausgegebenen Umschulungsvertragsformulare vor.

1. Probezeit 
2. Kündigung 
3. Urlaub 
4. Zwischenprüfung 
5. Überbetriebliche Unterweisung 
6. Berufsschule 
7. Verkürzung der Ausbildungszeit 



1. Probezeit

Die Vereinbarung einer Probezeit ist nicht zwingend. Gesetzliche Vorschriften über die Dauer der Probezeit bestehen nicht, § 20 BBiG ist nicht anwendbar. Eine Probezeit von bis zu 6 Monaten ist angemessen. 


2. Kündigung

Die Kündigungsfrist in der Probezeit bemisst sich nach § 622 Abs. 3 BGB. Anders als bei Ausbildungsverhältnissen besteht hier also eine Kündigungsfrist von 2 Wochen. Diese Frist kann gemäß § 622 Abs. 4 BGB nur durch Tarifvertrag, nicht aber einzelvertraglich abgekürzt werden. 

	Beispiel:
	Probezeit endet am 30.09. 

Kündigung muss dem Umschüler daher spätestens am 30.09 zugehen, damit die Kündigung noch fristgerecht in der Probezeit erfolgt.

Das Umschulungsverhältnis endet dann nach § 622 Abs. 2 BGB erst 2 Wochen später, am 14.10.



Nach Ablauf der Probezeit ist nur eine außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund gemäß § 626 BGB möglich. 

Gemäß § 623 BGB muss die Kündigung schriftlich erfolgen. 



3. Urlaub 

Hinsichtlich der Urlaubsregelung ist zwischen betrieblichen und außerbetrieblichen Umschülern zu unterscheiden. Betriebliche Umschüler sind Arbeitnehmer. Für sie gelten daher die gewöhnlichen Urlaubsregelungen. 

Außerbetriebliche Umschüler sind dagegen keine Arbeitnehmer, sondern Schüler. Auf sie finden die Vorschriften des BUrlG bzw. der Tarifverträge daher keine Anwendung. Ihr Ferienanspruch richtet sich nach dem vom Arbeitsamt genehmigten Umfang. Dieser beträgt derzeit 2 Tage pro vollen Kalendermonat (§ 155 Abs. 3 SGB III iVm § 10 Anordnung Fortbildung und Umschulung). 



4. Zwischenprüfung 

Umschüler müssen nicht an einer Zwischenprüfung teilnehmen, um zu Gesellenprüfung zugelassen zu werden, da § 39 HwO nicht zu den Vorschriften gehört, die durch § 42 i Abs. 3 HwO als auch auf Umschüler anwendbar erklärt werden.



5. Überbetriebliche Unterweisung 

Gemäß §§ 13, 6 Abs. 3 Rechtsvorschriften überbetriebliche Unterweisung sind betriebliche Umschüler zur Teilnahme an den vorgeschriebenen ÜBL-Kursen verpflichtet. Für außerbetriebliche Umschüler gilt diese Verpflichtung dagegen nicht. 



6. Berufsschule 

Umschüler sind i. d. R. älter als 21 Jahre und damit nicht berufsschulpflichtig (§ 38 Abs. 2 SchulG nw). Die Arbeitsagentur fördert aber nur einzelbetriebliche Umschulungsmaßnahmen, wenn am Berufschulunterricht teilgenommen wird. 


7. Verkürzung der Ausbildungszeit 

Die Ausbildungsvertragsdauer darf dabei grundsätzlich folgende Mindestzeiten nicht unterschreiten (= Maximalförderzeit gem § 92 Abs. 2 SGB III): 

	Regelausbildungszeit
	Mindestausbildungszeit

	
	Einzelumschulung
	Gruppenumschulung

	42 Monate
	28 Monate
	

	36 Monate
	24 Monate
	

	24 Monate
	16 Monate
	


Urlaub

 

1. Wie viel Urlaubsanspruch hat der Auszubildende jährlich? 
2. Was sind Werktage, was sind Arbeitstage? 
3. Teilurlaubsanspruch 
4. Wann entsteht der Urlaubsanspruch? 
5. Was passiert, wenn der Auszubildende im Urlaub erkrankt?

6. Urlaubsgewährung

7. Ansprüche des Auszubildenden bei Nichtgewährung des Urlaubs

8. Darf der Auszubildende während des Urlaubs für einen anderen Arbeitgeber arbeiten? 
9. Entsteht der Urlaubsanspruch bei Betriebswechsel des Auszubildenden neu? 
10. Zulässige Sanktionsmöglichkeiten bei eigenmächtigem Urlaubsantritt/unentschuldigtem Fehlen 


 



1. Wie viel Urlaubsanspruch hat der Auszubildende jährlich?
 

Sofern nicht günstigere tarifvertragliche Regelungen bestehen, ergibt sich der Mindesturlaubsanspruch  

· für Jugendliche aus dem Jugendarbeitsschutzgesetz, 

· für Erwachsene aus dem Bundesurlaubsgesetz. 

Der gesetzliche Mindesturlaubsanspruch für Jugendliche beträgt gem. § 19 JArbSchG:

	noch nicht 16 Jahre alt  
	mindestens 30 Werktage 

	16 Jahre alt  
	mindestens 27  Werktage 

	17 Jahre alt  
	mindestens 25 Werktage 


 

Maßgeblich ist das Alter zu Beginn des Kalenderjahres (01.01. 0:00 Uhr). Wer zu Beginn des Kalenderjahres 18 Jahre und älter ist, erhält Urlaub nach Erwachsenenrecht (gesetzlicher Mindesturlaubsanspruch: 24 Werktage = 20 Arbeitstage; § 3 Abs. 1 BUrlG).

 

	Beispiel: 

Wer am 02.01.2006 18 Jahre alt wird, gilt 2006 urlaubsrechtlich noch als Jugendlicher, erhält also 25 Werktage Urlaub. 




2. Was sind Werktage, was sind Arbeitstage?
 

Urlaubsansprüche werden unterschiedlich angegeben, gesetzliche Ansprüche meist in Werktagen, tarifliche dagegen in Arbeitstagen. 

Werktage sind alle Tage, außer Sonn- und Feiertagen, also normalerweise von Montag bis Samstag (6-Tage-Woche).  


Arbeitstage sind dagegen nur die Tage von Montag bis Freitag (5-Tage-Woche) außer Feiertage.

 

Ist der Urlaub nach Werktagen angegeben, gilt aber im Betrieb die 5-Tage-Woche ist entsprechend umzurechen: 

	1 Urlaubswoche 
	=   6 Werktage 
	=   5 Arbeitstage 

	2 Urlaubswochen 
	= 12 Werktage 
	= 10 Arbeitstage 

	3 Urlaubswochen 
	= 18 Werktage 
	= 15 Arbeitstage 

	4 Urlaubswochen 
	=  24 Werktage 
	= 20 Arbeitstage 

	5 Urlaubswochen 
	= 30 Werktage 
	= 24 Arbeitstage 

	6 Urlaubswochen 
	= 36 Werktage 
	= 30 Arbeitstage 




3. Teilurlaubsanspruch
 

Besteht das Ausbildungsverhältnis im Kalenderjahr weniger als 12 Monate, hat der Azubi nur Anspruch auf Teilurlaub (jeden vollen Ausbildungsmonat 1/12 des Jahresurlaubs). Bruchteile von mindestens einem halben Tag sind aufzurunden (§ 5 Abs. 2 BUrlG).

 

	Beispiel
 Ausbildungsbeginn:             01.08.2006 (= 5 volle Ausbildungsmonate im Jahr 2006) 

 Jahresurlaubsanspruch:       30 Arbeitstage (Tarifvertrag IG Metall) 

 Urlaubsanspruch 2006:       13 Arbeitstage (30 : 12 x 5 = 12,5   Ergebnis aufgerundet) 


 

Ausnahme:
Bei 

· AUSBILDUNGSBEGINN 

vor dem 01.07 oder  

· AUSBILDUNGSENDE     

nach dem 30.06  
hat der Azubi stets mindestens den vollen Urlaubsanspruch nach JArbSchG bzw. BUrlG, §§ 29 JArbSchG, 3, 5 Abs. 1 a, c BUrlG. 

 

Dieser Mindestanspruch darf nicht unterschritten werden (Bundesarbeitsgericht, 08.03.1984, BB 1984,. 1489). Gelangt man also bei der Berechnung des Teilurlaubs in diesen Fällen zu Urlaubsansprüchen, die unter dem gesetzlichen Mindestanspruch liegen, ist entsprechend zu korrigieren:

 

	Beispiel
 Ausbildungsbeginn:            

 

 Jahresurlaubsanspruch:      

 Urlaubsanspruch 2006:     

 
	 

01.06.2006 
(= 7 volle Ausbildungsmonate im Jahr 2006) 

30 Arbeitstage (Tarifvertrag IG Metall) 

eigentlich:  18 Arbeitstage 
(30 AT : 12 x 7 = 17,5 AT ; aufgerundet) 

 

Ergebnis aber hier geringer als der gesetzliche Mindestanspruch von 20 Arbeitstagen. 

Deshalb Ergebniskorrektur auf 
20 Arbeitstage.
 



4. Wann entsteht der Urlaubsanspruch?
 

Der Urlaubsanspruch entsteht erstmalig nach Erfüllung der Wartezeit, in den Folgejahren jeweils zu Beginn des Kalenderjahres. Die Wartezeit beträgt 6 Monate ab Vertragsbeginn. (§ 4 BUrlG). Der Betrieb kann auch schon in der Wartezeit Urlaub gewähren (muss aber nicht!) 

 


5. Was passiert, wenn der Auszubildende im Urlaub erkrankt?
 

Krankheitstage, für die der Auszubildende ein ärztliches Zeugnis vorlegen kann, dürfen nicht auf den Jahresurlaub angerechnet werden. 


6. Urlaubsgewährung
 

Den Zeitpunkt des Urlaubs bestimmt der Ausbildungsbetrieb, wobei die Wünsche des Auszubildenden zu berücksichtigen sind. 

 

Der Arbeitgeber kann einheitliche Betriebsferien festlegen. Der Auszubildende muss dann in dieser Zeit Urlaub nehmen. Sofern ein Betriebsrat besteht, muss dieser der Betriebsferienregelung zustimmen.

 

Bei Jugendlichen soll der Urlaub während der Berufsschulferien gewährt werden (§ 19 Abs. 3 JArbSchG). Es müssen gravierende Gründe vorliegen, damit der Betrieb an diese gesetzliche Regelung nicht gebunden ist (z.B. Betriebsferien außerhalb der Berufsschulferien). 

 

Bereits genehmigter Urlaub kann vom Arbeitgeber nicht einseitig wiederrufen werden. 



7.  Ansprüche des Auszubildenden bei Nichtgewährung des Urlaubs
 

Der Auszubildende ist in keinem Fall berechtigt, eigenmächtig den Urlaub anzutreten (BAG 25.10.1994, NZA 95,591). Der eigenmächtige Urlaubsantritt ist eine Vertragsverletzung, die zur Abmahnung und ggf. fristlosen Kündigung berechtigt. Das gilt auch dann, wenn der Arbeitgeber trotz Geltendmachung den Urlaub nicht erteilt. Der Auszubildende kann nur beim Arbeitsgericht im Wege der einstweiligen Verfügung oder Leistungsklage den Urlaubsanspruch geltend machen.

  


8. Darf der Auszubildende während des Urlaubs für einen anderen Arbeitgeber arbeiten?
 

Nein, grundsätzlich darf der Auszubildende während des Urlaubs keine Erwerbstätigkeit ausüben, die dem Urlaubszweck widerspricht. 


9. Entsteht der Urlaubsanspruch bei Betriebswechsel des Auszubildenden neu?
 

Nein. Hat der Auszubildende bereits von seinem früheren Ausbildungsbetrieb Urlaub erhalten, hat er insoweit keinen Urlaubsanspruch mehr gegenüber dem neuen Ausbildungsbetrieb (§ 6 BUrlG). Der frühere Ausbildungsbetrieb ist daher verpflichtet, dem Auszubildenden bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses eine Bescheinigung über den bereits im Kalenderjahr gewährten Urlaub auszuhändigen. 

 

Der neue Ausbildungsbetrieb kann die Urlaubsgewährung bis zur Vorlage dieser Bescheinigung hinausschieben. Im Übrigen hat der Auszubildende im neuen Betrieb einen Urlaubsanspruch erst nach Ablauf einer erneuten Wartezeit. 


10. Zulässige Sanktionsmöglichkeiten bei eigenmächtigem Urlaubsantritt/unentschuldigtem Fehlen

· Abmahnung, ggf. Kündigung

· Bei Nichterfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Ausbildungsvertrag hat der Auszubildende keinen Anspruch auf die entsprechende Ausbildungsvergütung (§§ 320 BGB, "Kein Lohn ohne Arbeit"). Der Ausbildungsbetrieb kann ihm hierfür die anteilige Ausbildungsvergütung abziehen.

· Für unentschuldigte Fehlzeiten darf kein Urlaubstag abgezogen werden, da der Urlaubsanspruch nicht an die Arbeitsleistung des AN gebunden ist. 

Ausnahme: Ausdrückliche tarifliche Regelung. 

Auch eine entsprechende Vereinbarung mit dem Auszubildenden verstößt gegen §§ 134 BGB bzw. § 4 TVG und ist daher nichtig. 

Verkürzung & Verlängerung Ausbildung
 

1. Allgemeines zur Verkürzung / Verlängerung der Ausbildungszeit 
2. Verkürzung der Ausbildungszeit 
3. Verkürzung bei erfolgreichem Besuch des Berufsgrundschuljahres bzw. der Berufsfachschule 
4. Verkürzung nach Beginn der Ausbildungszeit 
5. Vorzeitige Zulassung zur Prüfung 
6. Zusammentreffen mehrerer Verkürzungsgründe 
7. Verlängerung der Ausbildungszeit 
8. Verlängerung der Ausbildung bei Nichtbestehen der Prüfung 
9. Ausbildungsvergütung bei Verkürzung oder Verlängerung 

 

1. Allgemeines zur Verkürzung / Verlängerung der Ausbildungszeit
 

Grundsätzlich muss die in der Ausbildungsordnung vorgegebene Ausbildungszeit (z. B. 3 Jahre) eingehalten werden. Vertraglich können Ausbildungsbetrieb und Auszubildendem eine Abänderung der Ausbildungszeit nicht herbeiführen. Die Ausbildungszeit kann jedoch in besonderen Fällen von der Handwerkskammer auf Antrag verkürzt oder verlängert werden. Stimmt die Handwerkskammer dem Antrag zu, wird die Ausbildungszeit dann hoheitlich geändert. 



2. Verkürzung der Ausbildungszeit 

 

Vor Beginn der Ausbildung kann die Ausbildungszeit verkürzt werden:

a) Um bis zu 6 Monate 
    bei Nachweis der Fachoberschulreife. 

b) Um bis zu 12 Monate 
    -  nach einer abgeschlossenen Berufsausbildung, 
    -  bei Nachweis der Fachhochschulreife oder allgemeinen Hochschulreife (Abitur) 
    -  wenn Auszubildender 21 Jahre oder älter ist 

c) Bei Fortsetzung der Berufsausbildung in demselben Beruf kann die zurückgelegte Ausbildungszeit ganz oder teilweise angerechnet werden. 

d) Bei Nachweis einer einschlägigen Berufstätigkeit (Berufsfeld) kann diese angemessen berücksichtigt werden (z. B. Verkürzung um 12 Monate bei mind. 4-jähriger einschlägiger Berufstätigkeit) 

Hierzu muss unter Punkt A des Ausbildungsvertrages der Verkürzungsgrund und die Verkürzungsdauer angegeben werden. Die Zeugnisse und sonstigen Unterlagen, die den Verkürzungsgrund belegen, sind in Kopie beizufügen. Mit Eintragung des Lehrvertrages in die Lehrlingsrolle wird die Verkürzung wirksam.

Der Auszubildende hat trotz Verkürzung der Ausbildungszeit keinen Anspruch darauf, bereits entsprechend früher die Vergütung des 2. Ausbildungsjahres zu erhalten, weil die  Ausbildungszeit hinten und nicht vorne verkürzt wird. 


3. Verkürzung bei erfolgreichem Besuch des Berufsgrundschuljahres bzw. der Berufsfachschule
 

Hat der Auszubildende ein einschlägiges Berufsgrundschuljahr oder eine Berufsfachschule erfolgreich besucht, kann diese Zeit auf gemeinsamen Antrag von Betrieb und Auszubildendem wie folgt angerechnet werden: 

 

	Berufsgrundschuljahr, einjährige Berufsfachschule: 

Sechs oder zwölf Monate, 

	Zweijährige, zu einem mittleren Schulabschluss führende Berufsfachschulen 

Sechs oder zwölf Monate, 

	Mehrjährige Berufsfachschulen, die zu beruflichen Kenntnissen und zur Fachhochschulreife führen: 

Sechs oder zwölf Monate, 

	Mindestens dreijährige Berufsfachschulen, die zu beruflichen Kenntnissen und zur Hochschulreife führen: 

Zwölf oder achtzehn Monate. 


Die Ausbildungszeit wird also in diesem Falle insoweit durch die schulischen Vorausbildungszeiten ersetzt. Der Auszubildende hat in diesem Fall entsprechend früher Anspruch auf die Ausbildungsvergütung des nächsten Ausbildungsjahres. 


4. Verkürzung nach Beginn der Ausbildungszeit
 

Nach Beginn der Ausbildung kann die Ausbildungszeit nur noch verkürzt werden, wenn der Auszubildende 

· in der betrieblichen Ausbildung 

· und in den berufsbezogenen Fächern der Berufsschule 

jeweils gute Leistungen (Durchschnitt jeweils mind. 2, 49) nachweist.

Erforderlich ist hierzu ein schriftlicher Antrag bei der Handwerkskammer. Dem Antrag ist eine betriebliche Beurteilung sowie eine Kopie des letzten Berufsschulzeugnisses beizufügen. Mit Stattgabe des Antrages wird das Ausbildungsverhältnis dann durch die Handwerkskammer verkürzt. 


5. Vorzeitige Zulassung zur Prüfung

Eine weitere Möglichkeit, die Ausbildungszeit zu verkürzen, besteht in der vorzeitigen Ablegung der Gesellen-/Abschlussprüfung. Gem. § 37 HwO kann der Auszubildende nämlich bereits 6 Monate vor seinem regulären Prüfungstermin zur Prüfung zugelassen werden, wenn er 

· in der betrieblichen Ausbildung 

· und in den berufsbezogenen Fächern der Berufsschule 

jeweils gute Leistungen (Durchschnitt jeweils mind. 2, 49) nachweist. 

 

Die vorzeitige Zulassung muss bei der die Prüfung durchführenden Stelle (Handwerkskammer bzw. Innung) unter Vorlage einer Beurteilung des Betriebes, des letzten Berufsschulzeugnisses sowie den üblichen Anmeldeunterlagen (s. Prüfung) beantragt werden. Mit Bestehen der vorzeitigen Prüfung endet das Ausbildungsverhältnis. 


6. Zusammentreffen mehrerer Verkürzungsgründe
 

Mehrere Verkürzungsgründe können kombiniert werden. Die Ausbildungsvertragsdauer darf dabei grundsätzlich folgende Mindestzeiten nicht unterschreiten: 

	Regelausbildungszeit
	Mindestzeit

	        42 Monate 
	         24 Monate 

	        36 Monate 
	         18 Monate 

	        24 Monate 
	         12 Monate 



7. Verlängerung der Ausbildungszeit
 

In Ausnahmefällen kann die Handwerkskammer auf Antrag die Ausbildungszeit durch Hoheitsakt verlängern, wenn die Verlängerung erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu erreichen (§ 27 b Abs. 2 HwO.)  Ein Rechtsanspruch auf Verlängerung besteht nicht. In beiderseitigem Einvernehmen, d. h. vertraglich können Ausbildungsbetrieb und Auszubildender das Ausbildungsverhältnis dagegen nicht verlängern, da ein solcher Vertrag gem. §§ 28, 18 BBiG nichtig wäre. 

 

Solche Ausnahmefälle sind z. B. 

· erkennbare schwere Ausbildungsmängel 

· längere Ausfallzeiten (z. B. infolge Krankheit) 

Eine Erhöhung der Vergütung tritt durch die Verlängerung nicht ein. 

	TIPP
	Bei schlechten schulischen Leistungen sollten Sie Ihren Auszubildenden  zur kostenlosen Nachhilfe, den ausbildungsbegleitenden Hilfen (abH) anmelden. 


 

Der Antrag soll rechtzeitig vor Ablauf des Berufsausbildungsverhältnisses gestellt werden. Antragsformulare gibt's bei der Prüfungsabteilung.

 

Eine Verlängerung nach § 27b HwO schließt eine anschließende Verlängerung wegen nicht bestandener Prüfung gem. § 21 Abs. 3 BBiG nicht aus. Umgekehrt ist nach einer Verlängerung nach § 21 Abs. 3 BBiG eine Verlängerung nach § 27 a HwO nicht mehr möglich. 


8. Verlängerung der Ausbildung bei Nichtbestehen der Prüfung
 

Besteht der Auszubildende die Gesellen-/Abschlussprüfung nicht - wobei grundsätzlich unerheblich ist, warum die Prüfung nicht bestanden wurde - so verlängert sich das Ausbildungsverhältnis bis zum nächstmöglichen Prüfungstermin (§ 21 Abs. 3 BBiG).

 

Eine Verlängerung tritt auch dann ein, wenn der Prüfling krankheitsbedingt nicht an der Prüfung teilnehmen kann (BAG, 30.09.1998 - 5 AZR 58/98).

 

Hierfür genügt, dass der Auszubildende  rechtzeitig, d. h. in der Regel spätestens 2 Wochen nach Ausbildungsende die Verlängerung vom Ausbildungsbetrieb verlangt (BAG 23.09.2004 - 6 AZR 519/03, DB 2005, 1007; Palandt § 121 RN 3). Das Verlängerungsverlangen kann auch mündlich geäußert werden, sollte aber aus Beweisgründen schriftlich erfolgen. Eine Zustimmung des Betriebes ist nicht erforderlich, die Verlängerung wird ggf. auch gegen den Willen des Betriebes automatisch wirksam.

 

Die Verlängerung ist der Kammer als wesentliche Vertragsänderung durch den Betrieb gem. § 30 Abs. 1 HwO unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

 

Der Auszubildende hat für den Verlängerungszeitraum Anspruch auf Ausbildungsvergütung in der zuletzt gewährten Höhe. 

Wird die erste Wiederholungsprüfung bestanden, endet das Ausbildungsverhältnis.

 

Besteht der Auszubildende die erste Wiederholungsprüfung nicht und stellt er (abermals) ein Verlängerungsverlangen, verlängert sich das Berufsausbildungsverhältnis bis zur zweiten Wiederholungsprüfung, wenn diese noch innerhalb der Höchstfrist von einem Jahr (§ 21 Abs. 3 letzter Satzteil BBiG) abgelegt wird. Die Beendigungswirkung tritt unabhängig davon ein, ob die zweite Wiederholungsprüfung bestanden oder nicht bestanden wird (BAG, 15.03.2000 - 5 AZR 622/98).



9. Ausbildungsvergütung bei Verkürzung oder Verlängerung
Die Verkürzung bzw. Verlängerung führt nicht zu einer (vorzeitigen) Erhöhung der Ausbildungsvergütung. Bei der Verkürzung erhält der Lehrling die Vergütung des nächsten Ausbildungsjahres vielmehr erst zu dem Zeitpunkt, zu dem er diese auch bei unverkürzter Ausbildungszeit erhalten hätte, weil hier hinten und nicht vorne verkürzt wird.

Ausnahme: Beruht die Verkürzung auf einem erfolgreich besuchten Berufsgrundschuljahr oder Berufsfachschuljahr, hat der Lehrling entsprechend früher Anspruch auf die Vergütung des nächsten Ausbildungsjahres, weil hier vorne und nicht hinten verkürzt wird. 

Zeugnis 

 

1. Wann kann der Auszubildende ein Zeugnis vom Betrieb verlangen? 
2. Welche äußere Form muss ein Ausbildungszeugnis haben? 
3. Welche Arten von Zeugnissen gibt es? 
4. Was gehört in ein einfaches Zeugnis? 
5. Was gehört in ein qualifiziertes Zeugnis? 
6. Welche Grundsätze sind bei der Abfassung des Zeugnisses zu beachten? 
7. Welche rechtlichen Konsequenzen kann die nicht rechtzeitige bzw. unrichtige Ausstellung des Zeugnisses haben? 


 



1.  Wann kann der Auszubildende ein Zeugnis vom Betrieb verlangen?
 

Der Auszubildende hat einen gesetzlichen Anspruch auf Ausstellung eines Zeugnisses, wenn das Ausbildungsverhältnis endet (§ 16 BBiG).

 

Dieser Anspruch besteht bei jeder Form der Beendigung des Ausbildungsverhältnisses, also auch im Falle des vorzeitigen Abbruchs bzw. der Kündigung. Ein Ausbildungszeugnis ist auch dann zu erstellen, wenn der Auszubildende nach Beendigung der Ausbildung vom selben Betrieb übernommen wird. 


Das Zeugnis ist selbst dann zu erstellen, wenn der Auszubildende es nicht beantragt oder ausdrücklich darauf verzichtet. Vereinbarungen in denen der Auszubildende auf ein solches Zeugnis verzichtet, sind gemäß § 25 BBiG unwirksam.

 

Die Zeugniserstellung muss so rechtzeitig erfolgen, dass es dem Auszubildenden am Tage der Beendigung der Ausbildung ausgehändigt werden kann, denn der Auszubildende benötigt das Zeugnis ja als Bewerbungsunterlage bei der Arbeitsplatzsuche.

 

Der Betrieb hat kein Zurückbehaltungsrecht für das Zeugnis gegenüber dem Auszubildenden wegen noch bestehender vertraglicher Ansprüche. 

 


2.  Welche äußere Form muss ein Ausbildungszeugnis haben?
 

Das Zeugnis ist schriftlich auf Firmenbriefbogen zu erteilen und vom Ausbildenden zu unterschreiben. Hat der Ausbildende (Lehrherr) die Berufsausbildung nicht selbst durchgeführt, soll auch der Ausbilder mitunterschreiben und damit eine Mitverantwortung für den Zeugnisinhalt übernehmen. Insgesamt soll die äußere Form des Zeugnisses seiner Bedeutung für den weiteren beruflichen Werdegang des Auszubildenden entsprechen. Ein mit Bleistift oder unsauber geschriebenes Zeugnis (z. B. Durchstreichungen, Flecken) kann der Auszubildende daher zurückweisen. 

 


3.  Welche Arten von Zeugnis gibt es?
 

Der Auszubildende hat die Wahl zwischen einem einfachen oder einem qualifizierten Ausbildungszeugnis. Er ist daher vor Zeugnisausstellung danach zu fragen, welche Zeugnisform er haben will. Verlangt der Auszubildende nur ein einfaches Zeugnis, darf ihm der Betrieb kein qualifiziertes Zeugnis ausstellen. 

 


4.  Was gehört in ein einfaches Zeugnis?
 

Ein einfaches Ausbildungszeugnis muss lediglich Angaben enthalten über Art, Dauer und Ziel der Berufsausbildung sowie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse des Auszubildenden (§ 16 BBiG). Ein einfaches Zeugnis ist also eine reine Tätigkeitsbeschreibung ohne jegliche wertende Beurteilung. Bewertungen dürfen auch nicht "verpackt" in der Tätigkeitsbeschreibung enthalten sein. 

Formulierungsbeispiele für einfache Zeugnisse erhalten Sie bei Ihrer Innung.


5.  Was gehört in ein qualifiziertes Zeugnis?
 

Ein qualifiziertes Ausbildungszeugnis enthält zunächst die selben Angaben wie ein einfaches Zeugnis. Darüber hinaus muss es eine Beurteilung von 

· Leistung 

· Führung 

· Angaben über ggf. vorhandene besondere fachliche Fähigkeiten 

enthalten. 

Formulierungsbeispiele für qualifizierte Zeugnisse erhalten Sie ebenfalls bei Ihrer Innung.

Zur Leistungsbeurteilung gehören Angaben über Auffassungsgabe, Lernwilligkeit, Fleiß, Sorgfalt und Selbständigkeit der Arbeitsweise; Initiative, Verantwortungsfreudigkeit, Ordnung, Pünktlichkeit und Einsatzbereitschaft. Die Leistungsbeurteilung endet üblicherweise mit einer kurzen Schlussbeurteilung. Dabei entsprechen nach überwiegender Auffassung folgende Formulierungen bestimmten Noten: 

Frau/ Herr .... hat die ihr/ihm übertragenen Aufgaben
	- stets zu unserer vollsten Zufriedenheit erledigt
	1

	- zu unserer vollsten Zufriedenheit erledigt
	1-2

	- stets zu unserer vollen Zufriedenheit erledigt
	2

	- zu unserer vollen Zufriedenheit erledigt
	3

	- stets zu unserer Zufriedenheit erledigt
	3-4

	- zu unserer Zufriedenheit erledigt
	4

	- hat sich stets bemüht, die übertragenen 
Aufgaben zu unserer Zufriedenheit zu 
erledigen
	5


Zur Beurteilung der Führung gehören Aussagen zum sozialen Verhalten im Betrieb. Dabei sollte stets das persönliche Verhalten gegenüber Vorgesetzten und Kollegen angesprochen werden und zwar in dieser Reihenfolge. Schweigt das Zeugnis über das Verhalten gegenüber einer dieser Personengruppen, so könnte dies als Hinweis auf Schwierigkeiten mit Vorgesetzten oder Kollegen gedeutet werden. Die umgekehrte Reihenfolge "gegenüber Arbeitskollegen und Vorgesetzten" könnte zu dem Missverständnis führen, dass das Verhältnis gegenüber den Vorgesetzten nicht so gut war wie das zu den Kollegen. 

 


6.  Welche Grundsätze sind bei der Abfassung des Zeugnisses zu beachten?
 

Ein Zeugnis muss die Tätigkeit, die der Auszubildende während des Ausbildungsverhältnisses ausgeübt hat, so genau und umfassend beschreiben, dass sich der künftige Arbeitgeber ein klares Bild machen kann.

 

Es ist Sache des Ausbildungsbetriebes, das Zeugnis im einzelnen zu formulieren. Bei seiner Entscheidung, welche Eigenschaften und Leistungen des Auszubildenden er mehr hervorheben oder zurücktreten lassen will, ist der Ausbildungsbetrieb frei. Der Auszubildende hat keinen Anspruch auf bestimmte Formulierungen.

 

Das Zeugnis muss nur wahr sein und daher alle wesentlichen Tatsachen (bei einem qualifizierten Zeugnis auch Wertungen) enthalten, die für die Gesamtbeurteilung des Auszubildenden von Bedeutung sind.

 

Einmalige Vorfälle, die für den Auszubildenden, seine Führung und Leistung nicht charakteristisch sind, dürfen nicht in das Zeugnis aufgenommen werden. Wortwahl, Satzstellung oder Auslassungen dürfen nicht dazu führen, dass beim Leser eine der Wahrheit nicht entsprechende Vorstellung entsteht.

 

Um dem Auszubildenden sein weiteres Fortkommen nicht unnötig zu erschweren, soll das Zeugnis von verständigem Wohlwollen für den Auszubildenden getragen sein. Dieses Wohlwollen darf aber nicht zu Unrichtigkeit führen. 

 


7.  Welche rechtlichen Konsequenzen kann die nicht rechtzeitige bzw. unrichtige Ausstellung des Zeugnisses haben ?
 

Wird das Zeugnis nicht rechtzeitig oder nicht richtig erteilt, so kann der Auszubildende beim Arbeitsgericht auf Erteilung des Zeugnisses bzw. Neuformulierung des Zeugnisses nach Rechtsauffassung des Gerichtes klagen.

 

Entsteht dem Auszubildenden durch die Nicht- bzw. Falschausstellung nachweislich ein Schaden, kann er diesen gerichtlich geltend machen. 

Wer ein unrichtiges Zeugnis ausstellt, haftet aber auch einem späteren Arbeitgeber für den Schaden, der daraus entsteht, dass er den Auszubildenden im Vertrauen auf die Richtigkeit des Zeugnisses eingestellt hat. 

Zugang Abmahnung & Kündigung
 

1. Warum ist der Zugang der Abmahnungs- bzw. Kündigungsschreibens wichtig? 
2. Wann ist der Zugang bewirkt? 
3. Wie lässt sich der Zugang des Abmahnungs- bzw. Kündigungsschreibens beweisen? 
a) durch Empfangsquittung des Auszubildenden 
b) durch Einwurf in den Briefkasten  
c) durch Einwurfeinschreiben? 
4. Kein Zugang durch normales Einschreiben oder Einschreiben mit Rückschein!

 
1. Warum ist der Zugang der Abmahnungs- bzw. Kündigungsschreibens wichtig?
Weil Abmahnung und Kündigung erst wirksam werden, wenn sie dem Auszubildenden (bzw. beim minderjährigen Auszubildenden dem gesetzlichen Vertreter (= i. d. R. den Eltern) zugehen. 

 


2. Wann ist der Zugang bewirkt?
· Entweder direkt bei Aushändigung  

· oder bei Einwurf in den Briefkasten, zu dem Zeitpunkt, zu dem der Empfänger gewöhnlicherweise mit Posteingang    rechnen muss. 

	Beispiel: 


Frist für Kündigung innerhalb der Probezeit endet am 15.01. Das Kündigungsschreiben wird am 15.01. um 19 Uhr in den Briefkasten eingeworfen.

 

Zugang der Kündigung erfolgt dennoch erst am nächsten Morgen, d.h. am 16.01, da der Empfänger um 19 Uhr nicht mehr mit Posteingang rechnen muss.

 

Die Kündigung wäre damit mangels rechtzeitigen Zugangs unwirksam.



3. Wie kann man den Zugang des Abmahnungs- bzw. Kündigungsschreibens beweisen?
 

a) durch Empfangsquittung des Auszubildenden 

 

Am einfachsten lässt sich der Zugang dadurch beweisen, dass man das Abmahnungs- bzw. Kündigungsschreiben dem volljährigen Auszubildenden im Betrieb aushändigt und den Erhalt auf einer Kopie des Schreibens quittieren lässt. 

	Formulierungsbeispiel:

 

Ich habe dieses Schreiben am (Datum, Uhrzeit) erhalten.
 

                   Unterschrift des Auszubildenden


 

	Achtung:
	Beim minderjährigen Auszubildenden kommt diese Form nicht in Betracht, da hier das Abmahnungs- / Kündigungsschreiben dem gesetzlichen Vertreter (Eltern) zugehen muss, so dass eine Empfangsquittung des Auszubildenden hier nicht ausreicht. 


b) durch Einwurf in den Briefkasten 
 

Der Zugang lässt sich auch dadurch beweisen, dass (möglichst zwei) Mitarbeiter des Betriebes das Abmahnungs-/Kündigungsschreiben in den Briefkasten des volljährigen Auszubildenden einwerfen und dies auf einer Kopie des Abmahnungs-/Kündigungsschreibens vermerken. 

 

	Achtung:
	bei minderjährigen Auszubildenden in den Briefkasten des gesetzlichen Vertreters (Eltern) einwerfen! 


 

	Formulierungsbeispiel:
 

Wir haben dieses Schreiben am 16.06.2005, 12.Uhr 10 in den  Briefkasten mit dem Namensschild "Müller", 3. Briefkasten von unten in der 2. Reihe von links, Sonnenstr. 2, 50667 Köln eingeworfen.
 

        Unterschriften der Mitarbeiter 


 

	Achtung:
	Der Betriebsinhaber, der das Abmahnungs- bzw. Kündigungsschreiben unterschrieben hat,  sollte das Schreiben keinesfalls selbst einwerfen, da er in einem Kündigungsschutzprozess bei einer Beweisaufnahme nicht als Zeuge, sondern lediglich als Partei aussagen könnte. 


 

c) durch Einwurfeinschreiben?
 

Beim Einwurfeinschreiben wirft der Postbote das Schreiben im Falle der Abwesenheit in den Briefkasten und vermerkt genau, an welchem Tag, zu welcher Uhrzeit der Einwurf erfolgte. Diese Daten kann  der Absender über eine Telefonnummer unter Angabe der auf seinem Aufgabebeleg vermerkten Kennziffer abfragen. Gegen gesonderte Gebühr ist ein schriftlicher Datenauszug erhältlich.

 

Die Arbeitsgerichte erkennen dies neuerdings nicht mehr als Beweis dafür an, dass das Schreiben tatsächlich zugestellt wurde, da es sich beim Auslieferungsbeleg des Postboten nach der Privatisierung der Post nicht mehr um eine öffentliche Urkunde handelt.

4. Kein Zugang durch normales Einschreiben oder Einschreiben mit Rückschein!
 

	Achtung:
	Die Zustellung durch normales Einschreiben oder Einschreiben mit Rückschein ist grds. nicht  geeignet, rechtzeitigen Zugang zu bewirken!  


 

Trifft der Postbote nämlich weder den Empfänger noch einen anderen Empfangsberechtigten (Familienmitglied) an, wirft er nur einen Benachrichtigungszettel ein und hinterlegt das Schreiben bei der Post. 

 

Das Schreiben geht aber erst dann zu, wenn es bei der Post abgeholt wird, was eventuell dazu führt, dass das Schreiben zu spät zugeht und die Kündigung daher unwirksam ist.  

	Beispiel:
Kündigungsfrist endet am 15.01. Postbote trifft am 12.01 niemanden an und hinterlässt daher einen Benachrichtigungszettel. Empfänger holt das Schreiben  erst am 16.01 - also erst nach Ablauf der Kündigungsfrist - bei der Post ab. 

 

Die Kündigung wäre daher mangels rechtzeitigen Zugangs unwirksam.


